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Hohe Strafen im 
Solinger Prozeß 
Aber die politischen Anstifter, Neonazis 
und VS-Spitzel, blieben unbehelligt

Alle vier Angeklagten im Solinger 
Mord-Prozeß sind am Freitag letz­
ter Woche verurteilt worden. Fast 
zweieinhalb Jahre nach dem faschisti­

schen Brandanschlag am 29.5.1993, bei 
dem fünf türkische Kinder und Frauen 
umkamen, hat das Oberlandesgericht 
Düsseldorf verhältnismäßig hohe Haft­
strafen verhängt. Die drei Angeklag­
ten, die zur Tatzeit noch Jugendliche 
waren, erhielten die jeweils höchste Ju­
gendstrafe von 10 Jahren. Der 25-jähri- 
ge Markus Gartmann erhielt 15 Jahre. 
Der von der Bundesanwaltschaft erwo­
genen lebenslänglichen Haftstrafe ent­
ging er nur deshalb, weil das Gericht 
sein Geständnis trotz seines Widerrufs 
als strafmildernd anrechnete.

Zwei der drei Jugendlichen haben die 
Jät von Anfang an bis heute geleugnet, 
der dritte beschuldigte sich als Alleintä­
ter. Das Letzteres nicht stimmen kann, 
ist vielleicht einer der geklärtesten 
Punkte. Das Gericht sah keine „durch­
greifenden Zweifel“ an der Täterschaft 
aller vier Angeklagten. Die Familie 
Genc und ihre Anwälte begrüßten das 
Urteil. Wie das Gericht sehen sie die Tät 
als sinnlosen, rassistisch begründeten 
Mord: „Die jungen Leute, die den 
Brandanschlag verübten, sitzen im Ge­
fängnis und werden noch lange da blei­
ben. Wir haben die Schmerzen und die 
Trauer. Niemand hat einen Vorteil.“

Doch auch wenn tatsächlich vieles da­
für spricht, daß die vier Angeklagten an 
der Tät zumindest beteiligt waren, blei­
ben die Hintergründe ungeklärt. Der 
Vorsitzende Richter Steffen bezeichne­
te den Brandanschlag zwar als eines der 
schwersten ausländerfeindlichen Ver­
brechen seit Gründung der BRD. Der 
Asyl„kompromiß“, der nur zwei läge 
vor dem Anschlag vom Bundestag ver­
abschiedet wurde, spielte in der Urteils­
begründung jedoch keine Rolle. Es war 
jedoch gerade diese Abschaffung des 
Asylrechts, die faschistische Brandstif­
ter zu einer Welle von Terror gegen die 
ausländische Bevölkerung ermunterte, 
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die bis heute nicht abgeebbt ist. Sie legi­
timierte staatliches Handeln, durch das 
Menschen durch Abschiebung ihren 
Folterern und Mördern ausgeliefert 
werden können, und setzte neue Maß­
stäbe.

Auch die direkte Verstrickung der 
Verurteilten in die recht rege Nazi- 
Szene von Solingen bleibt ungeklärt. 
Drei der vier trainierten in der Kampf­
sportschule Hak-Pao, die vom rechtsra­
dikalen Verfassungsschutzspitzel 
Schmidt geleitet wurde. In ihr verkehr­
ten Mitglieder der DVU, der Deutschen 
Liga und auch der Chef der verbotenen 
Nationalistischen Front, der derzeit in 
Dortmund vor Gericht steht, alles er­
fahrene, gefestigte Neonazis. Auch nach 
Auffassung des Gerichts sind die drei in 
dieser Schule „in ihrer rechten Gesin­
nung“ bestärkt worden. Doch kann ir­
gend jemand ernsthaft ausschließen, 
daß es direkte Drahtzieher des Mord­
anschlages gab, bis heute unbehelligt ?

So reiht sich das Urteil ein Stück weit 
ein in die Reihe der bekannten „Einzel- 
täter“-Urteile. Solche Täter suchte die 
ermittelnde Bundesanwaltschaft von 
Anfang an, solche Täter brauchte die 
Bundesregierung. Dabei ergeben viele 
der Ermittlungspannen durchaus einen 
Sinn, wenn man davon ausgeht, daß die 
Bundesanwaltschaft selbst nicht so 
richtig glauben wollte, daß der rechts­
radikale Spitzel Schmidt mit dem An­
schlag nichts zu tun hat: Unter den Au­
gen der Polizei wurden die Akten der 
Hak-Pao-Schule beseite geschafft, we­
gen der rüden Vemehmungsmethoden 
der Polizei laufen mehrere Ermittlungs­
verfahren.

Vor allem die großbürgerliche, kon­
servative Presse wie die Frankfurter 
Allgemeine Zeitung lobt das Urteil und 
verharmlost die Skandale bei den Er­
mittlungen ebenso wie die politische 
Seite der Tät. Bundesaußenminister 
Kinkel (FDP) sieht den Rechtsstaat be­
stätigt und will die „deutsch-türkische 
Freundschaft“ weiter fördern — Kur­

den müssen diese Aussa­
ge als Drohung empfin­
den. Von gleichen Rech­
ten für Menschen ohne 
deutschen Paß, wie un­
mittelbar nach dem 
Mordanschlag, redet 
kein Regierungsvertre­
ter mehr. Und die Ent­
wicklung der ausländer­
feindlichen Anschläge 
wird amtlich herunter­
gerechnet, wie Ulla Jelp­
ke (MdB) kürzlich nach­
gewiesenhat. — (wof)

Mit landesweiten Streiks setzten sich am 10. Oktober über zwei Millionen Beschäftig­
te im öffentlichen Dienst Frankreichs gegen die Lohnstopp-Politik der Regierung zur 
Wehr. Allein in Marseille (Bild) demonstrierten 50 000. Siehe auch S. 6.

Knut Folkerts nach 
18 Jahren Haft frei
RAF-Gefangener wurde von 80 Menschen 
vor der JVA Celle begrüßt

Nach 18 Jahren Haft wurde am 
Montag der RAF-Gefangene Knut 
Folkerts (43) aus der JVA Celle in 
die Freiheit entlassen. Abgeholt wurde 

er von rund 80 Freundinnen und Freun­
den, die aus verschiedenen Städten an­
gereist waren, um ihre Solidarität zum 
Ausdruck zu bringen und die Entlas­
sung gemeinsam zu feiern. Neben sei­
nen langjährigen Besucherinnen und 
Besuchern waren etliche ehemalige 
RAF-Gefangene anwesend, darunter 
Karl-Heinz-Dellwo und Lutz Täufer, 
mit denen Folkerts seit Beginn der 80er 
Jahre die „Kleinstgruppe“ im Celler 
Hochsicherheitstrakt gebildet hatte.

Seit 1977 war Folkerts in Haft, davon 
vier Jahre in Einzelisolation, anschlie­
ßend war er acht Jahre in Kleinstgrup- 
penisolation und insgesamt 15 Jahre in 
Hochsicherheitstrakten von Stamm­
heim bis Celle. 1977 in den Niederlan­
den fest genommen, wurde er ein Jahr 
später an die Bundesrepublik ausgelie­
fert, wo er wegen der Erschießung des 
Generalbundesanwalts Buback verur­
teilt wurde. Die RAF hatte im Rahmen 
ihrer „Offensive 77“ den Generalbun­
desanwalt u.a. für den Tbd von Holger 
Meins, Ulrike Meinhof und Siegfried 
Hausner verantwortlich gemacht.

Um die zerstörerischen Haftbedin­
gungen zu durchbrechen, denen Knut 
Folkerts wie alle Gefangenen aus der 
RAF anschließend selbst unterworfen 
war, beteiligte er sich an einem Dutzend 
Hungerstreiks — manche bis zur Todes­
grenze. Im Hungerstreik der Gefange­
nen 1984/85 wurde er nur noch 38 Kilo­
gramm wiegend im Koma-Zustand in 
die MHH Hannover verlegt. „Würde 
man die Jahre der Einzel- und Kleihst- 
gruppenisolation doppelt anrechnen 
(wie dies beispielsweise von deutschen 

Gerichten bei Untersuchungshaft im 
Ausland gewertet wird), so käme man 
auf eine Haftdauer von über 30 Jahren“, 
erklärte seine Anwältin Ulrike Halm zu 
den Haftbedingungen, denen ihr Man 
dant lange Jahre unterworfen war.

Das Entlassungsverfahren hat sich 
über zwei Jahre hingezogen. Wie die an­
deren bisher entlassenen Gefangenen 
hat Knut Folkerts erklärt, daß er nicht 
mehr zum bewaffneten Kampf zurück­
kehrt. Vor Knut Folkerts sind in der 
letzten Zeit Irmgard Möller nach 22 Jah­
ren, Lutz Täufer und Karl-Heinz Dell wo 
nach 20 Jahren, Christine Kuby nach 1* 
Jahren entlassen worden. Hanna Krab­
be hat ihr Entlassungsverfahren nun 
auch in Gang gesetzt.

Für die übrigen 11 Gefangenen aus 
der RAF ist ein Ende der Haft nicht ab­
sehbar. „Bei Birgit Hogefeld versucht 
die Justiz — die agiert als, sei sie im Jah 
re 1977 —, gegen alle eigenen Beweis­
schwierigkeiten erneut ein Lebensläng­
lich durchzusetzen und legt damit die 
Grundlage, daß es bis zum Jahre 2015 
eine Haftfortdauer für einzelne Gefan­
gene aus der RAF gibt,“ kritisiert Knut 
Folkerts Justiz und Politik: „Das Urteil 
gegen Sieglinde Hofmann und Eva Hau- 
le wurde jüngst auf Lebenslänglich er­
weitert. Lebenslänglich soll das Stan­
dardurteil für Gefangene aus der RAF 
bleiben. Die Haftbedingungen für Chri­
stian Klar drücken aus, daß der politi­
sche Verfolgungswille alle Haftzeiten 
überdauert.“ Knut Folkerts forderte in 
einem Statement die Freilassung von 
Christian Klar, Birgit Hogefeld und al­
ler übrigen Gefangenen aus der RAF: 
„Es muß eine konkrete Perspektive für 
die Freiheit aller politischen Gefange­
nen der BRD in absehbarer Zeit geben.“ 
— (Reinhard Rohde)
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Fast eine Million Menschen ohne Wohnung
BAG Wohnungslosenhilfe veröffentlicht neue Schätzung. BAG-Kongreß im November in Erfurt

Etwa 400 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer erwartet die Bundes­
arbeitsgemeinschaft Wohnungs­
losenhilfe e. V. für ihre Bundestagung, 

die vom 6. bis 8. November in Erfurt 
stattfinden soll, darunter als einen der 
Gastredner auch Bundeswohnungsbau­
minister Töpfer. „Angesichts hoher 
Arbeitslosigkeit, knapper werdendem 
Wohnraum, steigender Sozialhilfebe­
dürftigkeit und im Zusammenhang mit 
der Diskussion um die Zukunft des 
Sozialstaats steht die Frage nach der 
Zukunft der Wohnungslosenhilfe auf 
der Tagesordnung“'heißt es in einer 
Pressemitteilung der BAG, die 1954 als 
„Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Nichtseßhaftenhilfe“ gegründet wurde 
und in der private und öffentliche 
Träger von sozialen Diensten und Ein­
richtungen für wohnungslose Personen 
Zusammenarbeiten.

Zugleich mit den Materialien zu ihrer 
Konferenz wies die BAG auch erneut 
auf die weiter ansteigende Zahl von 
Wohnungslosen hin. Hier ihre Presse­
erklärung. — (rül)

920 000 Wohnungslose in 1995
Die Bundesarbeitsgemeinschaft Woh­
nungslosenhilfe schätzt die Zahl der 
Wohnungslosen in den alten und neuen 
Bundesländern für das Jahr 1995 auf ca. 
920000.

Da die Bundesregierung es bislang 
versäumt habe, eine gesetzliche Woh­
nungsnotfallstatistik einzuführen, so 
der Vorsitzende der Bundesarbeitsge­
meinschaft, Martin Berthold, könne die 
ungefähre Dimension nur geschätzt 
werden. „Wir nehmen aber das Risiko 
einer Über- oder Unterschätzung des 
Umfangs der Wohnungslosigkeit so 
lange in Kauf, bis die Bundesregierung

endlich die Einsicht gewinnt, daß das 
fehlende Wissen um das Ausmaß der 
Wohnungslosigkeit und die soziale Zu­
sammensetzung der betroffenen Bevöl­
kerungsgruppe ein gesellschaftspoliti­
scher Skandal ist“, erklärte Martin 
Berthold.

Die nun veröffentlichte Schätzung 

für 1995 basiert auf neueren Einzelstu­
dien sowie eigenen Berechnungen der 
Bundesarbeitsgemeinschaft. Danach 
gibt es 110000 wohnungslose Familien 
mit Kindern, Paare, Alleinerziehende, 
insgesamt ca. 400000 Personen, 184000 
wohnungslose Einzelpersonenhaushal­
te sowie 336000 wohnungslose Aussied­

ler in Aussiedlerunterkünften. Naci 
einer groben Schätzung muß damit ge 
rechnet werden, daß sich unter den gu' 
580000 wohnungslosen Personen in Ein 
und Mehrpersonenhaushalten (ohni 
Aussiedler) 180000 Kinder und Jugend 
liehe befinden sowie ca. 170000 Frauen 
Relativ zuverlässige Angaben zun 
Frauenanteil an den Wohnungsloser 
lassen sich aber nur für die Teilgruppc 
der 184000 wohnungslosen Einzelper 
sonenhaushalte machen, und zwar au: 
der Basis einer BAG-eigenen Statistik 
Danach ist der Anteil der Frauen ai 
den wohnungslQsen Einpersonenhaus 
halten von ca. 10% im Jahr 1991 auf 1‘ 
bis 20 % im Jah? 1995 gestiegen, die: 
entspricht mindestens 27000 bis 3700( 
Frauen.

Für die ostdeutschen Bundeslände 
schätzt die BAG ca. 43000 Wohnungslo 
se (ohne wohnungslose Aussiedler). Al 
lerdings ist eine Aussage über die sozia 
le Zusammensetzung in den neuen Bun 
desländem aufgrund fehlender Daten 
basis nicht möglich.

Während Mehrpersonenhaushaiti 
nach dem Wohnungsverlust in der Re 
gel mit Notunterkünften versorgt wer 
den, gilt dieses nicht für Einpersonen 
haushalte. Sie werden zum großen Tei 
auf die Übemachtungsasyle oder sozia 
len Einrichtungen verwiesen, siel 
selbst überlassen oder gar abgescho 
ben. Von den 184000 wohnungsloser 
Einpersonenhaushalten sind inzwi 
sehen ca. 15 bis 20%, d.h. ca. 30000 bi: 
35000 Personen, ohne jede Unterkunf 
und leben auf der Straße, darunter 3001 
bis 4 000 Frauen.

Quelle: Pressemitteilung der B/. 
Wohnungslosenhilfe e.V. (Postfacl 
130148, 33544. Bielefeld, Tel. 0521 
1443613) vom 25.9.1995

AKTUELL IN BONN

Klage zum neuen Asylrecht
Am 21. November will das Bundesver­
fassungsgericht in Karlsruhe über zahl­
reiche in den vergangenen Monaten ein­
gereichte Verfassungsklagen gegen das 
neue Asylrecht entscheiden. Nach der 
Pressemitteilung des Senats wird es in 
dieser Entscheidung u.a. um die Verfas­
sungsmäßigkeit.. der sogenannten 
„Drittstaatenklausel“ und der „Flug­
hafenregelung“ gehen. Bei der Dritt- 
staatenklaüsel entscheidet nicht der 
Fluchtgrund — also die Gefahr für Leib 
und Leben — sondern allein der Flucht­
weg, ob der Flüchtling womöglich wie­
der abgeschoben wird. Die „Flughafen­
regelung“ erlaubt u.a. die Abschiebung 
von Flüchtlingen bereits nach einem 
sog. „Verfahren“ im Transitbereich des 
Flughafens und einem ersten Urteil des 
Verwaltungsgerichts selbst dann, wenn 
diese Urteilsgründe noch gar nicht 
schriftlich vorliegen.

PDS: „Importabgabe“ bei Energie
Die PDS-Bundestagsgruppe hat den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zur Kohleverstromung kritisiert .und 
u.a. eine Importabgabe auf Energie­
importe und eine Mengenbegrenzung 
dieser Importe verlangt. ,;Dies ist schon 
im Sinne einer Beschränkung des welt­
weiten Transportes und des Handels 
von Rohstoffen unabdingbar und muß 
mit einer Importabgabe auf fossile 
Energien gekoppelt werden, welche die 
Differenz zwischen Weltmarktpreisen 
und höheren Binnenmarktpreisen ab­

schöpfen. Damit ständen auf kurze und 
mittlere Sicht Mittel für einen energie­
wirtschaftlichen Strukturwandel und 
zur Stützung der regional verfügbaren 
Energieträger zur Verfügung“, heißt es 
in einer Erklärung des Büros des Abge­
ordneten Rolf Köhne. Niedrige Welt­
marktpreise begünstigten Energiever­
schwendung und verschärften das Kli­
maproblem. Stattdessen sollten regio­
nal und kommunal verfügbare Energie­
träger gestützt werden.

ARD soll bleiben
Die Ministerpräsidenten der Länder 
haben am 13. und 14. Oktober auf einer 
Klausurtagung „weitgehende Eini­
gung“ über ihre künftige Rundfunkpo­
litik erzielt. Die Absicht der Regierun­
gen von Bayern und Sachsen, Stoiber 
und Biedenkopf, die ARD zu zerschla­
gen, sei damit „vom Tisch“, heißt es in 
der Presse. Stattdessen soll 1999 eine 
„Strukturreform“ eingeleitet werden. 
Außerdem wollen die Ministerpräsi­
denten die Konzentration bei den priva­
ten Medienanstalten stärker verfolgen 
und dazu eine „Konzentrationsermitt­
lungskommission“ einrichten. Am 14. 
Dezember soll eine 'Ihgung über eine 
Neuregelung dieser Konzentrations­
grenzenberaten.

Längere Fristen bei „DDR-Unrecht“
Die Regierungsparteien, die SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen wollen gemein­
sam die Fristen für die Rehabilitierung 
von „Opfern des DDR-Unrechts“ ver­
längern. Das haben die Vorsitzenden 

der Petitionsausschüsse von Bund und 
Ländern nach einer gemeinsamen Ta­
gung verkündet. Nach Verabschiedung 
des sögenannten „SED-Unrechtsberei­
nigungsgesetzes“ hatte die Regierung 
auf eine Welle von Rehabilitierungskla­
gen von Leuten gerechnet, die in der 
DDR angeblich zu Unrecht beruflich 
benachteiligt wurden. Statt der erwar­
teten rund 70000 Klagen seien bisher 
aber erst 29000 Klagen eingegangen, 
verkündete die Vorsitzende des Bun­
destags-Petitionsausschusses, die Ab­
geordnete Christa Nickels (Bündnis 90/ 
Grüne). Man wolle deshalb die Klagefri­
sten über das Jahr 1995 hinaus verlän­
gern.

Waigels Haushaltskrise
Am 23. bis 26. Oktober will der Haus­
haltsausschuß des Bundestages seine 
Schlußberatungen über Waigels Haus­
halt für 1996 durchführen. Vor kurzem 
hatte Waigel eine um mindestens 10 
Mrd. DM höhere Neu Verschuldung für 
1995 und 1996 angekündigt — die Steuer­
einnahmen seien niedriger als erwartet. 
Jetzt sollen weitere Kürzungen bei der 
Arbeitslosenhilfe, der Sozialhilfe, Stel­
lenstreichungen bei Bundesbehörden, 
ein rascher Verkauf der Postbank und 
andere Notmaßnahmen den Regie­
rungshaushalt schönen. Von einer Kür­
zung des Rüstungshaushalts ist keine 
Rede. Ziel sei es, so die Regierungspar­
teien, die Neuverschuldung „unter 60 
Mrd. DM“ zu halten. Diese zusätzliche 
Verschuldung des Bundes binnen eines 
Jahres liegt damit höher als die gesamte 

Schuldenaufnahme des Kabinetts Ade 
nauer in dessen knapp 12 Regierungs 
jähren.

5000 Mann nach Bosnien?
Die Bundesregierung ist bereit, bis zi 
5000 Soldaten zur sogenannten „Frie 
denstruppe der NATO“ auf den Balkar 
zu entsenden. Dazu sollen Logistik- 
Transport-, Pionier-, Sanitäts- unc 
Fernmeldeeinheiten gehören, zusätz 
lieh zu den schon jetzt entsandten Luft 
waffen- und Marineeinheiten. Damil 
wären mit Ausnahme von Infanterie 
und Panzertruppen praktisch alle Be 
reiche der Bundeswehr auf dem Balkar 
präsent. Die Bundeswehr solle aber 
nicht auf bosnischem Gebiet stationiert 
werden, heißt es. Also kommen sie nach 
Kroatien. Tudjman wird sich freuer 
über diese Aufwärmung alter, in zwe 
Weltkriegen erprobter „deutsch-kroati 
scher Waffenbrüderschaft“.

Was kommt demnächst?
Am 20. Oktober verhandelt die Bundes 
regierung mit Vertretern der Gemein 
den über die angeblichen „ Altschulden' 
der Ostkommunen. Am 21. Oktober 
verhandeln die EU-Umweltminister ir 
Madrid. Am 22. Oktober sind Wahlen h 
Berlin. Vom 23. bis 26. Oktober will dei 
Haushaltsausschuß des Bundestages 
die Beratungen über den Bundeshaus 
halt 1996 abschließen. Vom 14. bis
17.11. ist SPD-Bundesparteitag. Am 21 
November entscheidet das
Bundesverfassungsgericht über Verfas­
sungsklagen gegen das neue Asylrecht.
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„Geld ist genug da“
In Hamburg trifft sich der 3. Sozialpolitische Ratschlag über Reichtum in Deutschland

Ein Bündnis aus Gewerkschaften 
bzw. -mitgliedern und linken Par­
teien, Initiativen und Zeitschrif­
ten ruft für November nach Hamburg 

zu einem „sozialpolitischen Ratschlag“ 
besonderer Art: Nicht über Armut, 
über Reichtum soll beraten werden. 
Ort der Handlung: Die Hochschule für 
Wirtschaft und Politik, Von Melle- 
Park 9, Hamburg. Zeit: Vom 17 bis 19. 
November. Hier der Aufruf. — (rül)

Warum dieser Kongreß ?
Sozialleistungen werden gekürzt, Bil- 
dungs- und Kulturetats beschnitten, 
Umweltschutz und Entwicklungshilfe 
eingeschränkt. Zugleich wächst die 
Verschuldung des Staates. Die Kommu­
nen sehen sich gezwungen, Aufgaben zu 
reduzieren und öffentliches Eigentum 
zu veräußern, um Haushaltslöcher zu 
stopfen.

Die Bürgerinnen und Bürger erfah­
ren tagtäglich über alle Medien: „Es 
muß gespart werden.“ Viele Politiker 
und sogar manche Gewerkschafter ha­
ben längst verinnerlicht: „Es muß ge­
spart werden.“ Wer noch Forderungen 
an den Staat und an die Unternehmen 
richtet oder sich auch nur für die Be­

wahrung gesellschaftlicher Errungen­
schaften einsetzt, bekommt zu hören 
„Es muß gespart werden.“ Kaum wagt

noch jemand zu fragen, wofür denn ge­
spart wird. Und nirgendwo in der öf­
fentlichen Debatte hört man den Ein­

wand, daß doch Produktivität und Pro­
duktion in Deutschland weiterhin 
wachsen und insofern eigentlich eine 
Verbesserung der Lebensverhältnisse 
möglich sein müßte.

Wer spricht vom realen Reichtum in 
Deutschland?

Ein als schicksalhaft suggerierter 
Sparzwang schüchtert die Menschen 
ein, lähmt die soziale Phantasie und 
Verantwortung, bedroht die Demokra­
tie und die Humanität. Daher erscheint 
es dringend erforderlich, die Umvertei­
lung von unten nach oben, ihre Mecha­
nismen und ihre Konsequenzen zum 
Thema zu machen.

Zu sprechen ist über die Milliarden­
gewinne der Banken und Versicherun­
gen, der Chemie- und Energiekonzeme, 
über die Milliardenaufwendungen für 
den Aufkauf von Firmen im Ausland. 
Über den einträglichen Rüstungsex­
port, über die Ellenbogenmoral und 
ihre neoliberalen Theoretiker und Pro­
pagandisten.

Der Kongreß „Geld.ist genug da“ soll 
dem politisch-ideologischen Druck ent­
gegenwirken und dazu anregen, in grö­
ßeren gesellschaftlichen Zusammen­
hängen zu denken und wieder Freiräu­
me für politisches Handeln zu ent­
decken.

Programm
Freitag, 17. November 1995
Ab 17.00 Uhr Anmeldung
18.00 bis 21.00 Uhr Eröffnungsplenum

Begrüßung:
Eckart Spoo (Hannover)
Grußwort des DGB Kreises Hamburg, 
Erhard Pumm (1. Vorsitzender) 
Grußwort der Hochschule für Wirt­
schaft und Politik, Prof. Dr. Lothar 
Zechlin (Präsident)
Prof. Dr. Emst-Ulrich Huster (Bo­
chum): Wieviel soziale Distanz
braucht und verträgt die Gesell­
schaft ?
Dr. Stefan Welzk (Bonn): Mechanis­
men der Umverteilung und die Ruinie­
rung des öffentlichen Wohlstands
Prof. Rainer Roth ( Frankfurt a.M.): 
Wie der Staat die Reichen immer rei­
chermacht

Sonnabend, 18. November 1995
Ab 9.00 Uhr Anmeldung
9.30 bis 11.00 Uhr und 11.30 bis 13.00 
Uhr Plenum

Kurzreferate (jeweils mit Diskussion) 
Prof. Dr. Jens Dangschat / Ulrich 
Podszuweit (Hamburg): Reichtum 
und Armut in Hamburg
Prof. Dr. Jörg Huffschmid (Bremen): 
Zentralisierung und Monopolisierung 
des Kapitals — aktuelle Tendenzen
Dr. Fred Schmid (München): Finanz­
spekulation
Klaus Mehrens (IGM, 1. Bevollmäch­
tigter Verwaltungsstelle Hamburg): 
Der Fall DASA — Flucht oder organi­
sierte Erpressung ?
Otto Köhler (Hamburg): Die Macht 
der Reichen — dargestellt am System 
Metro / Kirch
Andrea Weinert (Hannover): Reich­
tum ist männlich

13.00 bis 14.30 Uhr Mittagpause

14.30 bis 18.30 Uhr Arbeitsgruppen

AG 1: Neoliberalismus, Sozialdarwi­
nismus, Wertewandel — Die Denkfa­
briken der Reichen
Mit Raimund Hethey (Oldenburg), 
Prof. Dr. Herbert Schui (Hamburg), 
Dr. Harald Werner (Bremen)

AG 2: Krieg gegen die Armen? Die Ak­
tualität des Imperialismus (Nord- 
Süd/West-Ost)
Mit Folker Fröbel, (NGG-HauptVer­
waltung, Hamburg), Wolfram Frömm­
let (Köln), Prof. Dr. Wolfgang Schöller 
(Hamburg), Prof. Dr. Klaus Steinitz 
(Berlin)

AG 3: Wirtschaftskriminelle Berei­
cherung
Mit Rainer Butenschön (Hannover), 
Dieter Schenk (Frankfurt a.M.), Prof. 
Dr. Hans See (Frankfurt a.M.)

AG 4: Banken und Versicherungen
Mit Klaus Carlin (HBV-Hauptvor- 
stand, Düsseldorf), Hinrich Feddersen 
(HBV Hamburg), Prof. Dr. Udo Reif- 
ner (Hamburg), Dr. Manfred Sohn 
(Hannover)

AG 5: Verschleierung des Reichtums 
— Geld, Medien, Schule
Mit Kersten Artus (Hamburg), Horst 
Bethge (Hamburg), Heinrich Bleicher- 
Nagelsmann (IG Medien Haupt vor­
stand, Stuttgart), Otto Köhler (Ham­
burg)

AG 6: Zerstörung des Sozialstaats
Mit Andreas Bachmann (MdBü Ham­
burg) Prof. Dr. Christoph Butterweg- 
ge (Potsdam), Dr. Heidi Knake-Wer- 
ner (MdB, Bonn), Prof. Dr. Harald 
Mattfeld (Hamburg)

AG 7: Boden- und Bau-Spekulation, 
Kommunalpolitik
Mit Dr. Eberhard Dähne (Frankfurt 
a.M.), Susanne Uhl (MdBü, Hamburg)

AG 8: Reichtum aus Elend — wie an 
den Armen verdient wird

Mit Dieter Hummel (Berlin)

20.00 Uhr: Kulturprogramm
Der Gott Reichtum. Ein literarisch-hi­
storischer Streifzug. Von und mit Rolf 
Becker.

Sonntag, 19. November 1995
9.30 bis 13.00 Uhr Schlußplenum 
Mechtild Jansen (Köln): Gegen die 
Verteufelung des Reichtums
Prof. Dr. Ulrich Zachert (Hamburg): 
Recht und soziale Gerechtigkeit 
Podiumsgespräch mit: Dr. Joachim 
Bischoff (Hamburg); Edelgard Bul­
mahn (MdB, Hannover); Prof. Dr. 
Christoph Butterwegge (Potsdam); 
Kerstin Müller (MdB, Bonn); Erhard 
Pumm (Vors. DGB Kreis Hamburg), 
Gisbert Schlemmer (Vors. Gewerk­
schaft Holz und Kunststoff, Düssel­
dorf); Prof. Dr. Hans See (Frankfurt 
a.M.)

Technische Hinweise
Anmeldung / Vorbereitungsbüro: 
Sozalpolitischer Ratschlag, c/o IG 
Medien Hamburg, Besenbinderhof 60, 
20097 Hamburg, Tel. (040) 2858513, Fax 
(040)2858524
E-mail:
IG-Medien-HH§CL-HH.comlink.de

Thgungsbeitrag: DM 30,- 
für Rentner, Schüler und Studenten, 
Erwerbslose, Wehr- und Zivildienst­
leistende DM 15,- DM
Bitte bei Einlaß entrichten.

Übernachtungsmöglichkeit:
Hamburger Fremdenverkehrszentra­
le, Burchardstr. 14, Postfach 102249, 
20015 Hamburg, Tel. (040) 30051-380, 
Fax (040)30051253.
Preiswerte Hotels können auch wir in 
begrenztem Umfang vermitteln. Bitte 
gewünschte Preiskategorie angeben 
und rechtzeitig vorbestellen.

Es stehen auch wenige Privatquar­
tiere bei Kolleginnen und Kollegen 
zur Verfügung.

Verpflegung:
Studentencafe „Knallhart“ in der 
HWP (Kaffee, Kuchen, Imbiß). Es ste­
hen ausreichend Restaurants in der 
Umgebung des Campus zur Verfü­
gung.

Materialien:
Bei der Anmeldung wird eine Konfe­
renzmappe mit Referaten, Thesen etc. 
ausgegeben. Nach Abschluß der Kon­
ferenz erscheint ein zusammenfassen­
des Buch im Distel Verlag, Heilbronn.

Anreise:
Der Konferenzort liegt in der Nähe des 
Bahnhofs Dammtor (Intercity, Fern-, 
S-Bahn) und des Messegeländes im 
Hamburger Campusgelände. Mit 
PKW Schildern „Messegelände“, 
„Congreß-Centrum“ folgen.

Kinderbetreuung:
bei rechtzeitiger Anmeldung (bis 1.11.) 
möglich.

Spenden:
Die Reichen, die Großunternehmen 
und das Bundeswirtschaftsministe­
rium sponsern diese Konferenz natür­
lich nicht. Sie wird durch Teilnehmer- 
beiträge und Zuschüsse der unterstüt­
zenden Organisationen finanziert. 
Spenden sind ausdrücklich erbeten. 
Bitte auf das Konto IG Medien, Post­
bank Hamburg, BLZ 200100 20, Kto- 
Nr. 125331208 einzahlen.

Es rufen auf bzw. laden ein:
Freiheit, Gleichheit, Mitmenschlich­
keit — Bürgerinitiative für Sozialis­
mus (gegr. 14.7.1989 in Hannover), mit 
Unterstützung vom DGB Kreis Ham­
burg, Arbeit und Leben Hamburg, 
HBV Ortsverwaltung Hamburg, 
GEW-Hamburg, IG-Medien Hamburg, 
NGG-Hauptvorstand, GHK-Haupt- 
vorstand, Gruppe ZAS, Zeitschrift 
„Sozialismus“, GAL-Bürgerschafts- 
fraktion, PDS/Linke Liste Hamburg, 
SPD Kreis Eimsbüttel

HH.comlink.de
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Klage „Niermann-Stiftung gegen Krautgarten“
Kurt Heiler über die Klage der Stiftung und ihre pangermanistischen Umtriebe in Belgien

Die über 100 Millionen DM schwere 
Hermann-Niermann-Stiftung hat 
Klage gegen den Herausgeber der 
Literaturzeitschrift Krautgarten, Bru­

no Kartheuser erhoben. Von Faschisten 
gegründet, den faschistischen Tbrror fi­
nanzierend und zuletzt im Dienste der 
„Neuen Rechten“ alimentierend, steht 
die Stiftung nach jahrelangem Wirken 
im Hinter- und Untergrund nunmehr im 
Kreuzfeuer der öffentlichen Kritik. Be­
richte im Spiegel, Die Zeit, im Fernseh­
magazin „Zack“, der FR, Anfragen im 
Bundestag durch Abgeordnete der Grü­
nen und der PDS, Vertuschungsversu­
che von Regierungsseite und ein langes 
Schweigen des zuständigen Innenmini­
sters von NRW sind Etappen dieser Aus­
einandersetzung.

Die Niermann-Stiftung klagt 
gegen ihre Kritikerinnen
Allerdings nur im Ausland, also dort, 
wohin sie das meiste Geld für ihre pan­
germanistischen Zwecke transferiert 
und sie hoffen kann, daß sich diese Zah­
lungen auszahlen. Einer der mutigsten 
Kritiker, der Herausgeber der qualita­
tiv bemerkenswerten Literaturzeit­
schrift Krautgarten, Bruno Kartheuser, 
mußte sich jetzt vor einem belgischen 
Gericht, in Eupen verantworten. Ihm 
wurden zahlreiche Zitate vorgehalten, 
die die Stiftung dort verorten, wo sie 
tatsächlich steht, mitten im Lager der 
„Neuen Rechten“, deren pangermani­
schen Arm sie sich mit dem Verband für 
das Deutschtum im Ausland teilt.

Die Klage wurde direkt aus dem Bun­
desinnenministerium des Inneren in­
itiiert. Der Vorstandsvorsitzende Mini­
sterialrat Uwe Stiemke, Sozialdemo­
krat, verknüpfte schon 1987 bei seinem 
Amtseintritt seine berufliche Tätigkeit 
als im Innerdeutschen Ministerium zu­
ständiger Mensch für deutsche Minder­
heiten im Ausland mit Schwerpunkt 
Dänemark und Belgien mit der 100-Mil- 
lionen-Stiftung. Immer noch ist dieser 
Umstand nicht als der Skandal an sich 
im Bewußtsein der Öffentlichkeit, 
mischt sich doch ein hoher Beamter der 
Bundesregierung amtlich und privat in 
die inneren Angelegenheiten eines be­
freundeten Staates ein.

Ministerialrat Stiemke 
muß entlassen werden!
Das Gericht in Eupen entschied die Kla­
ge der Niermänner mit einem salomoni­
schen Urteil. Die Forderung von Stiem­
ke und Co., 500000 belgische Franken 
wegen „Rufmords“ zu zahlen, wurde 
auf 1 symbolischen Franken herunter­
geschraubt. Das Gericht meinte tatsäch­
lich, Karthäuser habe „die Grenzen des 
erlaubten Meinungsjoumalismus über­
schritten“, wofür im Urteil leider jeder 
Beweis fehlt. Das Urteil bedeutet zu­
nächst auch, daß die kleine Literatur­
zeitschrift Krautgarten die Kosten des 
Verfahrens tragen muß, sowie die Ko­
sten für die Veröffentlichung des Ur­
teils. Das ist bedauerlich und es wirft 
auch die Frage der Revision auf, die 
noch nicht beantwortet ist.

Wichtig für die politische Auseinan­
dersetzung ist zum einen, daß die vom 
Gericht erzwungene Veröffentlichung 
des Urteils zu 50% aus den Zitaten be­
steht, mit denen Kartheuser die Stif­
tung kritisiert hat. Das bedeutet, daß 
nunmehr nochmal eine breite Öffent­
lichkeit mit vielen delikaten Argumen­
ten gegen die Stiftung munitioniert 

wird. Noch wichtiger für die Stiftung 
aber werden die Ausführungen des Ge­
richtes zur Person des Vorstandsvorsit­
zenden und Ministerialrats Uwe Stiem­
ke werden.

Die beiden anderen Kläger neben 
Stiemke sind der langjährige Ge­
schäftsführer und jetzige stellvertre­
tende Vorstandsvorsitzende Lorenz 
Paasch und der stellvertretende Kura­
toriumsvorsitzende Josef Dries, beide 
Partei der deutschsprachigen Belgier. 
Im folgenden zitieren wir eine ausführ­
liche Passage aus dem Urteil, damit nie­
mand den Vorwurf erheben kann, es 
würden Zitate aus dem Zusammenhang 
gerissen.

„Auch das Argument, Dr. Burger sei 
zu keinem Zeitpunkt Mitglied der Stif­
tung gewesen, ist keineswegs stichhal­
tig. Wie schon erwähnt, hat Dr. Burger 
die Verhandlungen zur Gründung der 
Stiftung geführt und bewußt kein Man­
dat angenommen. Tatsächlich jedoch 

hat er größten Einfluß auf die Entschei­
dungen gehabt. Entgegen der Meinung 
der Kläger ist dieser Punkt, der die Zeit 

. vor 1987 betrifft relevant, da die Kläger 
Paasch und Dries zu diesem Zeitpunkt 
Verantwortliche einer Partei waren, 
die durch die Stiftung widerrechtlich 
gefördert wurde. Es muß also festge­
stellt werden, daß beide Kläger Kon­
takt zu der Stiftung hatten, als diese 
rechtsextrem ausgerichtet war und von 
dieser für ihre Partei versteckte Gelder 
annahmen, die offiziell für das InED, 
dem der Kläger Paasch ebenfalls ange­
hörte, bestimmt waren. In diesem Zu­
sammenhang ist auch ein Brief vom 19. 
Mai 1987 des InED, unterschrieben u.a. 
vom Kläger Paasch, an den Sachwalter 
Dr. Tbndorf zu erwähnen, in dem unter 
Punkt 5.1. zugegeben wird, daß ,auf 
Wunsch der Verantwortlichen der PDB 
die Partei als solche nicht ausdrücklich 
erwähnt, sondern unter der allgemei­
nen Bezeichnung Autonomiekampagne 
geführt wird. Dies aus verständlichen 
politischen Gründen, die dem zuständi­
gen Beamten im innerdeutschen Mini­
sterium, Herrn Regierungsdirektor 
Stiemke, bekannt waren ...‘

Aus diesem Brief geht hervor, daß der 
Kläger Stiemke bestens über diesen aus 
der Sicht des deutschen Rechts illegalen 
Geldfluß informiert war. Unklar bleibt, 
wofür der Kläger Stiemke in diesem 
Zusammenhang zuständig war. Aber 
auch nach Eintritt in die Stiftung im 
Jahre 1987 ist das Verhalten der Kläger 
zweideutig. Nach den Feststellungen 
von Unregelmäßigkeiten durch den 
Sachwalter Dr. Tbndorf hat der Kläger 

Paasch nur zögerlich an der Aufdek- 
kung der tatsächlichen Vorgänge mitge­
arbeitet. Seinerseits hat der Kläger 
Stiemke — wie dies eindeutig aus den 
Unterlagen hervorgeht — wiederholt 
wider besseres Wissen Unwahrheiten 
verlauten lassen, ohne daß er je — selbst 
im vorliegenden Verfahren — erklärt 
hätte, wem diese Vertuschungsversu- 
ehe nutzen sollten, bzw. welchen Zweck 
er damit verfolgte. So behauptet er z.B. 
1988, der Verwaltung der Stiftung habe 
stets eine ordnungsgemäße Buchfüh­
rung zugrunde gelegen, obwohl schon 
der Bericht des Sachwalters Tbndorf 
das Gegenteil besagt. Auch seine Aus­
sage, von der Existenz’der Stiftung erst 
1987 Kenntnis erhalten zu haben, steht 
in krassem Widerspruch zu der Aussage 
des Klägers Paasch in dem schon zitier­
ten Brief vom 19. Mai 1987, worin dieser 
von einer versteckten Unterstützung 
der PDB sprach, deren Gründe der Re­
gierungsdirektor Stiemke gekannt ha­

be. Dieses Verhalten vor und nach 1987 
ist zumindest eigenartig für Personen, 
die für sich beanspruchen, die Stiftung 
vollkommen gesäubert zu haben und es 
kann dem Beklagten Kartheuser nicht 
angelastet werden, daraufhin deren 
Glaubwürdigkeit in Frage zu stellen.“

Es wird also einem hohen Beamten 
des ehemals innerdeutschen Ministe­
riums, jetzigen hohen Beamten des In­
nenministeriums von einem unabhängi­
gen Gericht vorgeworfen, ein notori­
scher Lügner zu sein, in kriminelle Ma­
chenschaften verstrickt zu sein, dies bis 
heute vertuschen zu wollen und auch 
nach 1987 ein „eigenartiges Verhalten“ 
in Bezug auf unser westliches Nachbar­
land Belgien an den Thg gelegt zu ha­
ben.

Unserer Meinung nach muß Herr 
Stiemke umgehend aus dem öffentli­
chen Dienst entlassen werden. Ein Dis­
ziplinarverfahren muß von Amts wegen 
eingeleitet werden.

Die nächsten Schritte
1. Die Kritik des Eupener Gerichts an 
der Stiftung und den Verantwortlichen 
ist verheerend und trotzdem deckt sie 
nicht mal ein Drittel der Kritik ab, wie 
sie bisher auch von uns vorgetragen 
wurde. In der Analyse von Aktivitäten 
der Stiftung dürfen wir also nicht nach­
lassen.

2. Der Gerichtsentscheid gibt die Mög­
lichkeit, im Bundestag und im T^ndtag 
den Verantwortlichen in den Regierun­
gen neue unbequeme Fragen zu stellen. 

Vor allem möchten wir als Vereinige 
der Verfolgten der Naziregimes — Bui 
der Antifaschisten NRW wissen, m 
welchem Recht schon Minister Schnoi 
und auch sein Nachfolger Kniola d 
dringenden Briefe unserer Organisa­
tion in dieser Sache nicht mal beantwo 
tet.

3. Es muß weiterhin die vollständig 
Auflösung der Stiftung gefordert we 
den. Es zeigt sich immer deutlicher, d; 
alle Rechtfertigungsversuche, alle Ve 
suche, die Kritikerinnen totzuschwe 
gen oder sie einzuschüchtem, fehlschl; 
gen. Die Stiftung zeigt sich unrefo 
mierbar.

4. Es muß dringend Solidarität m 
den vom deutschen Innenminister 
verfolgten Literaten geübt werden. Di 
finanzielle Einfluß der Stiftung in Os 
belgien ist derart exorbitant, daß Hi 
Kartheuser noch während der Verhant 
lung seine Stellung als Literaturbeau 
tragter verloren hat. Die Förderung di 
Literaturzeitschrift Krautgarten so 
eingestellt werden.

Dagegen kann mensch folgendes ui 
temehmen:
a) schreiben Sie an den in Belgien zi 
ständigen Minister Schröder, Klötzi 
bahn 32, B-4700 Eupen ungefähr in di 
sem Sinne:

„Sehr geehrter Herr Minister, mit I 
schrecken haben wir vernommen, d; 
der im In- und Ausland bekannte Li 
raturbeauffragte Ihrer Gemeinscha 
Herr Bruno Kartheuser, zum Ende d 
Jahres entlassen wird. Wir sehen die: 
Maßnahme im eindeutigen Zusammi 
hang mit der Kritik von Kartheuser i 
der Hermann-Niermann-Stiftung ui 
deren Verbündeten in Ostbelgien. W 
protestieren gegen diese repressiv 
Maßnahme und bitten Sie, dem Drw 
des vielen deutschen Geldes nicht m 
zugeben. Auch die Förderung der v< 
uns sehr positiv bewerteten Zeitschri 
Krautgarten bitten wir weiterzu. 
ren. Die Zeitschrift war bisher ein M< 
kenzeichen Ihrer Region und soll < 
auch bleiben. Sie auf dem Altar dt 
Niermann-Stiftung zu opfern, wäre e 
schlechtes Zeichen für die politiscl 
Kultur in Europa.“

b) Mit der Entlassung von Kartheust 
geht einher die Einstellung jeder Fön' 
rung der Literaturzeitschrift Krautgi 
ten. Es käme jetzt darauf an, daß eihze 
ne Menschen ein Abo der Zeitschri. 
zeichnen. 4 Hefte kosten DM 45,00. Fi 
Organisationen aus dem politisch 
oder literarischen Bereich käme in F 
ge, mit einem größeren Geldbetrag d; 
Erscheinen von ein oder zwei Notaus^ 
ben zu fördern. In der dann entsteht 
den Atempause könnten die Heraus^ 
berlnnen in Ruhe ein tragfähiges M 
dell auf lange Sicht entwickeln.

Vor allem aber wäre es ein Zeich 
daß das braune Geld der Niermann-S 
tung nicht alles bewegen kann, nicht a 
les andere plattmachen darf und so d» 
Kraft weniger Mächtiger die Solidar 
tät der vielen entgegengesetzt wird.

Die Kontonummer für Prozeßkostei 
hilfe, Abo-Gebühren oder Fördermit 
(jeweils Zweck angeben) lautet: 
Krautgarten St. Vith: 
Raiffeisenbank Bleialf e.G.
BLZ 57069632, Konto Nr. 3132658.

Bestelladresse für Abos und Ent[ 
gennahme von Solidarität: 
Krautgarten — Forum 
für junge Literatur,
Neundorf 30, B-4784 St. Vith.

Kurt Heiler ist Sprecher der VVN-Bc 
Aachen.
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Gegen Niedriglöhne, Regierung und IMF!
Große Streikbewegung im öffentlichen Dienst und in den Staatsbetrieben der Türkei

Daß die neugebildete Regierung 
Ciller in der Türkei nach wenigen 
Tagen parlamentarischer Unter­
stützung durch die Partei der faschisti­

schen „Grauen Wölfe“ (MHP) und die 
Partei des früheren Sozialdemokraten 
und Zypern-Besetzers Ecevit am ver­
gangenen Sonntag bei der ersten parla­
mentarischen Vertrauensabstimmung 
scheiterte, ist auch ein Ergebnis der gro­
ßen Streikbewegung in der Türkei.

Im Kampf gegen die Niedriglohnpoli­
tik der Regierung hat sich in den ver­
gangenen Wochen eine der größten 
Streikbewegungen seit dem Militär­
putsch von 1980 gebildet. Mehrere hun­
derttausend Gewerkschaftsmitglieder 
im öffentlichen Dienst und in den staat­
lichen Betrieben beteiligen sich an den 
Aktionen, die weitgehend von den Ge­
werkschaften des — sonst dem Regime 
und den Militärs eng verbundenen — 
Gewerkschaftsbundes Türk-Is getragen 
werden.

Am 7hg der Parlamentsabstimmung 
demonstrierten erneut ca. 15000 Ge­
werkschaftsmitglieder in Ankara ge­
gen das letzte Lohnangebot der Regie­
rung. Nach Presseberichten will die Re­
gierung lediglich eine Lohnanhebung 
um ca. 17 Prozent zugestehen, bei einer 
Teuerungsrate von über 120 Prozent.

Wie es jetzt nach dem Rücktritt Cil- 
lers weitergeht, ist offen. Die Regierung 
will angeblich rasche Neuwahlen. Das 
Militär wird sicher versuchen, die 
Streikbewegung bis dahin niederzu­
werfen, womöglich unter Anwendung 
der Anti-Streik-Bestimmungen der von 
den Militärs diktierten „Verfassung“ 
von 1982.

Hier eine kurze Übersicht über die 
Streikbewegung, insbesondere über die 
Entwicklungen seit dem 20. September, 
zusammengestellt von der Nachrichten­
agentur DEM.— (rül)

21. September
Nachdem Regierungsvertreter auf 5,4% 
Lohnerhöhung bestanden haben, ist es 
an vielen Arbeitsplätzen zu Streiks ge­
kommen. Um diese Aktionen zu unter­
stützen, haben Türk-Is und Yol-Is eben­
falls den Streik ausgerufen. An der 
Streikkundgebung haben sich Gewerk­
schaftsvertreter und auch Arbeiter der 
Nakliyat-Is, die zur DISK gehört, betei­
ligt. In einer Erklärung des Gebiets- 
Gewerkschaftsvertreter der Türk-Is in 
Istanbul, Faruk Büyükkucak, heißt es: 
„Der Staat versucht, uns einige Rechte, 
die sogar während des 12.-September- 
Putsches (der Militärs 1980, d. Red.) 
nicht angetastet wurden, zu nehmen. 
Während die Inflationsrate für 1994 bei 
125 % liegt, wird für 1995 eine Lohnerhö­
hung von 5,4% vorgeschlagen. Die Be­
rechnungen, die der Staat in Bezug auf 
die Forderungen von Türk-Is gemacht 
hat, sind unrealistisch.

Wenn die Streiks verschoben werden, 
werden die Arbeiter keine Arbeit auf- 
nehmen und die Streiktage nicht zu 
Hause, sondern auf den Straßen unseres 
Landes verbringen. Türk-Is wird sich 
dem IMF (Weltwährungsfonds, d. Red.) 
und seinen Handlangem in der Türkei 
nicht ergeben.“

Die Vertretung der Partei der Demo­
kratie des Volkes (HADEP) in Diyarba­
kir erklärt sich solidarisch mit den 
Streiks, die von der Türk-Is durchge­
führtwerden.

22. September
7500 Arbeiter, die in Baustellen arbei­
ten, sind in den Streik getreten. Mit der 
Beteiligung von weiteren 150000 Arbei­
tern, die Mitglieder der Yol-Is, Genei 

Maden-Is, Seker-Is und Tsz-Koop-Is 
sind, ist die Anzahl der Streikenden auf 
185000 angestiegen.

In Diyarbakir und verschiedenen an­
deren Städten sind 10000 Arbeiter in 
den Streik getreten.

In der Erklärung der CHP (Republi­
kanische Volkspartei) heißt es, die CHP 
unterstütze nicht die Verschiebung der 
Streiks, aber es sei nicht auszuschlie­
ßen, daß dies die neue Regierung tut.

Der Vorsitzende der Türk-Is, Bayram 
Meral, bringt die Beendigung der Regie­
rungskoalition mit den Streiks der Ar­
beiter in Verbindung und bewertet dies 
als einen Erfolg.

Mustafa Basoglu, Vorsitzender der 
Saglik-Is und zugleich Berater des tür­
kischen Staatspräsidenten Süleyman 
Demirel, hingegen bewertet die Einstel­
lung Merals als falsch. Die CHP hätte in 
der Regierung bleiben sollen, um sich 
dort für die Arbeiter einsetzen zu kön­
nen.

Basoglu besteht für die ersten sechs 
Monate auf einer Lohnerhöhung von 
55%, wobei in den darauf folgenden 
sechs Monaten eine Lohnerhöhung ent­

sprechend der Inflationsrate erfolgen 
soll.

Das offiziell noch nicht bekanntgege­
bene Angebot des Staatsministers Be­
kir Sami Dace erscheint in der Presse. 
Dem Angebot zufolge soll für die ersten 
sechs Monate eine Lohnerhöhung von 
25 % und in den darauf folgenden sechs 
Monaten eine Lohnerhöhung von 20% 
erfolgen.

24. September
160000 Arbeiter sind im Streik; diese 
Zahl soll sich in den kommenden lägen 
auf 200 000 vergrößern.

Der Streik in der Zuckerfabrik zeigt 
große Wirkung; Eine Vereinbarung, die 
der türkische Minister für Industrie und 
Gewerbe mit den Streikenden der Zuk- 
kerfabrik getroffen hat, wird von der 
Ministerpräsidentin Tänsu Ciller nicht 
unterzeichnet, wobei der Zuckervorrat 
bei einem weiteren Streik höchstens 
zwei läge reichen soll. Die Situation 
spitzt sich zu. Türk-Is kündigt die Fort­
setzung der Streiks an.

560 Mitglieder der DISK treten im Ge­
sundheitsministerium und in der Birle- 
sik-Metal in den Streik.

Arbeiter der Liman-Is’ sind in den 
Streik getreten. Der Vorstandssprecher 
der Liman-Is in Mersin erklärt: „Man 
lebt nur zufällig in diesem Land. Die In­
flationsrate steigt täglich an, im Süd­
osten werden Menschen brutal ermor­
det und Dörfer werden niedergebrannt. 
In dieser Zeit müssen wir uns zu einer 

Faust zusammenballen.“ Parolen der 
Arbeiter sind: „Regierungs-Rücktritt, 
Nieder mit dem IMF, es lebe die unab­
hängige Türkei!“

25. September
Unterdessen kam es an verschiedenen 
Tagen zu Inhaftierungen und vorüber­
gehenden Entführungen von Gewerk­
schaftsvertretern. So wurde in den letz­
ten lägen Mehmet Özgül (Istanbul) eini­
ge läge lang inhaftiert, Fevzi Aslan, 
Vertreter der Liman-is in Mersin, wur­
de von ungekannten Personen entführt 
und später wieder freigelassen. In sei­
ner Erklärung zu dem Vorfall heißt es, 
er sei von den Personen, die ihn entführt 
haben, geschlagen und bedroht worden.

Mit der Beteiligung des Vorsitzenden 
der DISK, Ridvan Budak, wird heute 
die DISK mit einer Zeremonie den 
Streik beginnen. Nach der Zeremonie 
sollen Arbeitsplätze, in denen Arbeiter 
der Türk-is in den Streik getreten sind, 
besucht werden.

29. September
Beamte der Haber-Sen in Istanbul sind 

in einen Warnstreik getreten. In mehre­
ren Orten finden Demonstrationen 
statt, in Istanbul eine Demonstration 
der Haber-Sen, Arbeiter der Petrol-Is 
machen eine Protestversammlung in 
Izmir. 500 Arbeiter der Liman-Is legen 
symbolisch einen schwarzen Kranz vor 
das Parteigebäude der CHP (Republi­
kanische Volkspartei) in Mersin.

2. Oktober
Ministerpräsidentin Ciller weigert sich 
weiterhin, die Vereinbarung des Staats­
ministers für Industrie und Gewerbe 
mit der Zuckerfabrik zu unterzeichnen, 
vor allem, weil es ihr mißlungen ist, die 
Streiks zu verschieben. Inzwischen hat 
sich der Nationale Sicherheitsrat 
(MGK) eingeschaltet. In einer Ver­
sammlung des MGK am 28. September 
heißt es in einem Beschluß, die Streiks 
in den strategisch wichtigen Bereichen 
sollten verschoben werden.

An den Streiks sind die folgenden 
Gewerkschaften beteiligt:
Genei Maden-Is (Bergbau):.........  45000
Türkiye Maden-Is (Bergbau): .... 31000
Tärim-Is (Agrar):................ ... 23000 *
Türk-Metal (Metall):....................  24000
Yol-Is (Straßenbau):..................  113500
Demir Yol-Is (Eisenbahn):........... 40000
Sekel-Is (Zuckerfabriken):.........  32 500
Selüloz-Is (Farbherstellung):....... 7100
Liman-Is (Hafenarbeiter):............. 6000
Tbley-Is (Touristik):...................... 2500
Inse-Is (Zement):...........................  3300
Petrol-Is (Erdöl): ............................ 2000

Basin-Is (Presse):............................250
Deri-Is (Leder):............................... 2400

Der Streik von Demiryol und Liman-Is 
hat neben materiellen Kosten auch zu 
einem Stillstand des Transportes von 
400000 Arbeitern und 6000 Soldaten ge­
führt. Die Soldaten werden deshalb auf 
Lastkraftwagen nach Kurdistan gefah­
ren.

4. Oktober
Die für den 7. Oktober geplante Demon­
stration der Türk-Is ist durch Eingrei­
fen des Nationalen Sicherheitsrates 
(MGK) verschoben worden.

Die Militärs begründen ihre Sorge 
über den Streik der Liman-Is mit der 
angeblich eingetretenen Vorrats- und 
Lebensmittelnot der türkischen Solda­
ten in Zypern.

Ranghöhere Militärs riefen bei den 
Gewerkschaften an und forderten sie 
auf, für den Vorrat, der nach Zypern ge­
schickt wird, eine Sonderregelung zu 
treffen. Liman-Is eilte sodann den Sol­
daten mit der Aufnahme von verschie­
denen Transporten zu Hilfe.

Der Vorsitzende der Demiryol, Enver 
Tocoglu, erklärte, er habe alle militäri­
schen Transporte stillgelegt, weshalb er 
„militärischem“ Druck ausgesetzt sei. 
Aber sie würden nicht aufgeben, bis sie 
etwas erreicht hätten. In der Äußerung 
von Ibcoglu heißt es weiter, der Gene­
ralstabschef würde bei Iblefongesprä- 
chen Druck auf den Generaldirektor der 
DDY, Talat Günsoy, ausüben. Der wür­
de sie anrufen und sagen: „Laßt wenig­
stens den militärischen Transport 
durch“. Aber sie würden sich diesem 
Druck nicht beugen.

Nachdem in der Versammlung des 
Nationalen Sicherheitsrates (MGK) am 
28. September Besorgnis über die 
Streiks, die in allen Teilen des Landes 
stattfinden, geäußert wurde, kam es bei 
Gesprächen zwischen dem Staatspräsi­
denten Demirel und Mitgliedern des 
MGK zu dem Entschluß, die Verbrei­
tung von Demonstrationen müsse un­
terbunden werden. Die in allen Teilen 
des Landes durchgeführten Streiks und 
Demonstrationen würden sich zuneh­
mend gegen das Regime richten. Die 
Demonstrationen seien nicht legal, und 
deshalb könne man sie nicht erlauben. 
Sollte die Demonstration von Türk-Is 
(am 7. Oktober in Ankara, d. Red.) trotz­
dem stattfinden, so solle eine Strafver­
folgung der betroffenen Personen un­
ternommen werden.

Unterdessen berief der Generalrat 
der Türk-Is eine Versammlung mit Be­
teiligung von allen Gewerkschaftsver­
tretern ein. Nach der Versammlung er­
klärte Meral, die Demonstration vom 7. 
Oktober, an der sich 500000 Arbeiter be­
teiligen sollten, sei verschoben worden. 
Die Verschiebung erfolge, so Meral, we­
gen des Erdbebens in Dinar und der der­
zeitigen Regierungskrise.

9. Oktober
Gespräche zwischen Regierungsvertre- 
tem und Gewerkschaften enden ohne 
Ergebnis. Während die Regierungsver­
treter gegenüber der Forderung der 
Gewerkschaft nach 55 Prozent Lohner­
höhung in den letzten lägen noch 21,7 % 
angeboten hatten, bestanden die Regie­
rungsvertreter nun auf 14,58 %.

Die Gewerkschaftvertreter reagier­
ten ablehnend. In einer Erklärung hieß 
es, bei einer jährlichen Inflationsrate 
von 125 % sei dieser Vorschlag der Re­
gierung als „Verhöhnung“ zu betrach­
ten.
(Zusammenstellung: DEM, 11.10.95)
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Frankreich

Streikbewegung 
gegen Lohnstopp
Mehr als zwei Millionen Beschäftigte be­
teiligten sich an dem Generalstreik ge­
gen die Lohnstopp-Politik der Regie­
rung.

Gegen den von der Regierung Juppe für 
1996 verfügten Lohn- und Gehaltsstopp 
im öffentlichen Dienst haben am 10. Ok­
tober die Beschäftigten der öffentlichen 
Verwaltungen, der kommunalen Kör­
perschaften, des Gesundheits- und Bil­
dungswesens, der Eisenbahn und Nah- 
verkehrsuntemehmen sowie der Ener­
giewirtschaft einen 24-stündigen Gene­
ralstreik durchgeführt.

Nahezu alle Gewerkschaften hatten 
aufgerufen: CGT, CFDT, FO, CGC, 
CFTC, FSU, FEN und die autonomen 
Gewerkschaften. Nach Angaben der 
Gewerkschaften beteiligte sich mehr 
als die Hälfte (55 %) der fünf Millionen 
Beschäftigten am Streik und viele in 
über 80 Städten an großen örtlichen 
Demonstrationen.

Allein in Paris demonstrierten 50000 
bis 100000, im ganzen Land mehr als 
eine halbe Million Beschäftigte gegen 
die staatlichen Lohnraubabsichten. 
Aber auch die staatliche Privatisie­
rungspolitik und ihre Folgen wurden 
angegriffen.

Ankündigungen der Regierung, die 
eine Reform des Staatsapparates vorse­
hen, haben sicherlich zu dieser ein­
drucksvollen Mobilisierung beigetra­
gen. Viele fürchten, daß sie bei den Ra­
tionalisierungsvorhaben auf der Strec­
kebleiben.

Anfang September hatte Frankreichs 
Ministerpräsident Juppe den Gewerk­
schaften mitgeteilt, daß die Regierung 
für Beschäftigte und Pensionäre der öf­
fentlichen Einrichtungen einen Lohn- 
und Gehaltsstopp für 1996 verfügt. So 
sieht Chiracs bei den Präsidentschafts­
wahlen großartig angekündigte Dialog­
bereitschaft gegenüber den Gewerk­
schaften aus! Die Einkommen der Be­
schäftigten in den öffentlichen Einrich­
tungen sollen als Konsolidierungsmas­
se in den Staatshaushalt umgeleitet 
werden. Um die Vorgaben von Maas­
tricht zu erreichen, müßte die Regie­
rung jedes Jahr 75 Milliarden Francs 
einsparen. Jeder Prozentpunkt Lohner­
höhung bedeutet nach Regierungsanga­
ben 5,8 Milliarden Francs Mehrausga­
ben.

Versuche, in der Öffentlichkeit den 
Kampf der Beschäftigten im öffentli­
chen Dienst als Aktion von Privilegier­
ten, Egoisten, Unsolidarischen zu diffa­
mieren, sind weitgehend erfolglos ge­
blieben. Die Demonstrationen und Ak­
tionen der Beschäftigten am 10. Okto­
ber, die u.a. zu massiven Einschränkun­
gen vor allem im öffentlichen Verkehrs­
wesen führten, sind von vielen mit 
Sympathie verfolgt und unterstützt 
worden.

Offensichtlich fürchten nicht wenige, 
daß die Durchsetzung eines Einkom­
mensstopps Auswirkungen auf die 
Lohnkämpfe z.B. auch in den Industrie­
branchen haben könnte. Dort ist gerade 
in den letzten Monaten erbittert um 
Lohnerhöhungen gerungen worden. 
Louis Viannet, Generalsekretär der 
CGT, hat dazu erklärt: „Diese Entschei­
dungen haben praktisch automatisch 
Rückwirkungen auf den gesamten öf­
fentlichen Sektor und seine Umgebung. 
Und selbst auf die Privatwirtschaft, 
weil sich die Unternehmer des Lohn­
stopps bei den Beschäftigten im öffent­
lichen Dienst bedienen, um eine sehr 
große Härte bei den Lohnauseinander­
setzungen in ihren eigenen Unterneh­
men zu rechtfertigen.“— (map)

Etwa 1500 Transitgegner blockierten am 8. Oktober für 24 Stunden die Brennerautobahn. Die Regierung will zusätzlich zu de 
schon jetzt erhobenen Maut eine generelle Autobahnmaut einführen. Die Bewohner umliegender Gemeinden befürchten, dal 
sich dann der Transitverkehr noch mehr durch die Nebenstrecken der Brenner-Autobahn wälzen wird.

Österreichs große Koalition geplatzt 
Kommt FPÖ-Haider mit Hilfe der ÖVP in die nächste Regierung ?

Nicht einmal ein Jahr hat die Neu­
auflage der großen Koalition in 
Österreich aus sozialdemokrati­
scher SPÖ und christkonservativer 

ÖVP nach den Wahlen im Herbst 1994 
gehalten. Nach dem Bruch des seit neun 
Jahren bestehenden Bündnisses hat das 
Parlament in Wien Neuwahlen für den 
17. Dezember beschlossen. Die Koali­
tion platzte, weil sich die Koalitions­
partner bei den Haushaltsberatungen 
in mehr als 20 Verhandlungsrunden 
nicht auf das Budget für das Jahr 1996 
einigen konnten.

Dabei hatten im Vorfeld sowohl SPÖ 
als auch ÖVP die Notwendigkeit be­
tont, den Haushalt zu „sanieren“, um 
die hohe Staatsverschuldung abzubau­
en und damit der Erfüllung der EU- 
„ Konvergenzkriterien“ für eine Teil­
nahme an einer künftigen Währungs­
union näher zu kommen. Während je­
doch die Sozialdemokraten dieses Ziel 
unter anderem über höhere Rentenbei­
träge für Selbständige und Bauern so­
wie über eine „soziale Staffelung“ der 
Agrarsubventionen je nach Einkom­
menssituation der Betriebe erreichen 
wollten, forderte die ÖVP vor allem die 
Kürzung von Sozialleistungen für Ar­
beitslose und Einschnitte bei den im 
Fall von Arbeitsunfähigkeit oder Ar­
beitslosigkeit gezahlten Frühpensio­
nen.

Daß dieser Streit mit dem Platzen der 
Koalition endete, damit hatten vor al­
lem die Sozialdemokraten um Bundes­
kanzler Franz Vranitzky nicht gerech­
net, gab es doch in der neunjährigen Ge­
schichte der Koalition weit gravieren­
dere Meinungsverschiedenheiten, die 
man letztendlich immer ausräumen 
konnte. Tatsächlich geht man davon 
aus, daß die Christkonservativen unter 
ihrem neuen Vorsitzenden und Vize­
kanzler Wolfgang Schüssel den Budget­
streit als Vorwand genutzt haben, um 
aus der Koalition auszusteigen und vor­

zeitige Neuwahlen herbeizuführen. 
Schüssel witterte offensichtlich die „hi­
storische Chance“, bei einem frühzeiti­
gen Umengang zum ersten Mal seit 25 
Jahren die SPÖ als stärkste Partei zu 
überflügeln, und sich damit den Kanz­
lersessel zu sichern.
Damit könnte es zu einer dramatischen 
Zuspitzung der Lage in der zweiten Re­
publik kommen, denn die jüngsten Um­
frageergebnisse sind alarmierend: Da­
nach sind die Sozialdemokraten auf 
31% abgesackt, der niedrigste Stand 
seit 1945. Für die ÖVP werden 28% 
prognostiziert, auch das ein leichtes 
Minus gegenüber ihrem Wahlergebnis 
im vergangenen Jahr. Lachender Drit­
ter könnte Haider sein, dessen Partei — 
kürzlich mit großem Propagandaauf­
wand beziehungsreich zur „Bewegung“ 
umgewidmet — weiter zugelegt hat und 
inzwischen ebenfalls auf 28 % kommt.

Da Schüssel also keinesfalls damit 
rechnen kann, allein zu regieren, ande­
rerseits unter den gegenwärtigen Um­
ständen eine erneute große Koalition 
mehr als unwahrscheinlich erscheint, 
kalkuliert er offensichtlich kühl eine 
Koalition mit der rechten FPÖ mit ein. 
Dafür spricht auch, daß der ÖVP-Chef 
es im Gegensatz zu seinem Vorgänger 
Bussek immer vermieden hat, einem 
Zusammengehen mit dem rechtsradika­
len Haider eine generelle Absage zu er­
teilen. Pressefragen nach dem Koali­
tionsbruch, ob er eine Regierungszu­
sammenarbeit mit Haider ausschließe, 
wich Schüssel folgerichtig aus und er­
klärte, er halte sich alle Optionen offen.

Haider hat prompt erklärt, er stehe 
für ein Regiferungsamt zur Verfügung. 
FPÖ-Ziel im Wahlkampf sei, so stark zu 
werden, „daß bei der Übernahme von 
Verantwortung für dieses Land an uns 
kein Weg vorbeiführt“. Haider, der in 
jüngster Zeit versucht, in ÖVP-nahen 
Wirtschaftskreisen hoffähig zu werden, 
indem er sich bei Treffen als potentiel­

ler Partner präsentiert, weiter: „Mai 
sollte den Leuten die Optionen klarma 
chen. Wer sich eine Volksfront-Regie 
rung wünscht, bei der Terroristen unc 
Tbrroristenfreunde in staatspolitisch* 
Ämter kommen, wird dorthin votieren 
Wer sich hingegen wünscht, daß der So 
zialismus, der auf der ganzen Welt been 
det wurde, auch in Österreich zu Ende 
kommt, der wird die nicht-sozialisti 
sehe Variante wählen.“

In welche Richtung die Sozialdemo 
kraten gehen wollen, ist derzeit schwel 
abzusehen. Zwar haben führende Ver 
treter einer Neuauflage der großen Koa 
lition eine Absage erteilt. Ob sie jedoch 
eine mehrheitsfähige Regierung mit 
anderen Parteien zusammenbringen 
können, steht in den Sternen. Möglich 
wäre vielleicht eine Ampelkoalition 
mit den von Haider abgespalten Libera­
len um Heide Schmidt und den Grünen, 
für die sich linke Kräfte in der Partei 
einsetzen. Die österreichischen Grünen 
jedoch tun sich — nicht zu unrecht - 
schwer mit der Vorstellung, mit der 
durch Filz und Amtsmißbrauch gepräg­
ten und durch Skandale geschüttelten 
SP zusammenzugehen, die sich vor al­
lem sozial- und umweltpolitisch wenig 
von der ÖVP unterscheidet.

Sollte es nach den Dezemberwahlen 
tatsächlich zu einer Regierung untei 
Beteiligung von Jörg Haider kommen 
hätte das unübersehbare Folgen nicht 
nur für die österreichische Republik 
sondern ziemlich sicher auch eine Sig 
nalwirkung auf andere europäisch* 
Länder, namentlich die BRD. Di* 
schleichend betriebene Übernahme vor 
faschistischen Positionen durch di* 
Konservativen erhielte hierzuland* 
einen starken Schub, die REPs und an 
dere faschistische Parteien würden ver 
mutlich einen kräftigen Aufwind ver 
spüren.
Quellen: „Profil“ 41/95; „Kurier“ 
14.10.95; „Die Presse“, 14.10.95 — (jüg)
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Rückkehr zur LDP-AI lei nregierung in Japan ?
Die Sozialdemokratie scheint zerschlissen, die KPJ ist schwach. Von Hagen Blau

Im Anschluß an den Artikel in Nr. 19 
dieser Zeitschrift bedarf der nicht im 
Detail mit der innenpolitischen Si­
tuation Vertraute vielleicht einiger er­

gänzender Informationen und Hinwei­
se. Ich sprach im letzten Absatz damals 
von der „Verworrenheit“ bzw. auch 
Unübersichtlichkeit der innenpoliti­
schen, besonders der parteipolitischen 
Szenerie, die nach ca. 40 Jahren relativ 
festgefügter Regierungs- und Opposi­
tionsstrukturen in den letzten Jahren 
großen Erschütterungen ausgesetzt war 
und nunmehr permamenten Verände­
rungen unterworfen ist. Diese sind be­
stimmt von Abspaltungen und Bildun­
gen neuer Parteien, politisch und zeit­
lich begrenzten Bündnissen, Austritten 
und Partei wechseln von Politikern, die 
damit ein Durcheinander geschaffen 
haben, in dem klare politische Linien 
nicht mehr erkennbar sind. Viele Par­
teien sind endgültig zu persönlichen 
Anhängergruppen denaturiert, nur 
Zweckbündnisse zum Macht- und damit 
Pfründeerhalt einerseits bzw. zum 
Machterwerb und Ibilhabe an den 
Fleischtöpfen, werden unabhängig von 
politischen Programmen oder Leitli­
nien gebildet. Das ganze ist prinzipiell 
nicht unjapanisch, denn persönliche 
Gefolgschaft, zumal, wenn sie Nutzen 
bringt, ist eines der Elemente der ehe­
maligen Feudalgesellschaft, die in die 
moderne Demokratie hinübergerettet 
wurden und noch eine wesentliche Rolle 
spielen.

Aber die gegenwärtige Situation irri­
tiert nicht nur den auswärtigen Beob­
achter, sondern verunsichert zuneh­
mend auch den japanischen Wähler, der 
diesen Vertrauens Verlust, diese seine, 
von den Politikern mutwillig herbeige­
führte Orientierungslosigkeit z.B. in 
den letzten Oberhauswahlen von Ende 
Juli dieses Jahres mit einer Wahlbeteili­
gung von nur 44,5 Prozent, der niedrig­
sten in der Geschichte der japanischen 
Wahlen, quittiert hat.

Bei den vorherigen Gouvemeurswah- 
len wurden in den beiden größten Städ­
ten Japans, Tokio und Osaka, statt der 
Kandidaten der etablierten politischen 
Parteien demonstrativ aus dem Fernse­
hen bekannte Komödianten an die Spit­
ze der Stadtstaaten gewählt.

In den genannten Oberhauswahlen 
z.B. verloren die ehemals als stärkste 
Oppositionspartei anerkannten Sozial­
demokraten (früher: Sozialisten) mehr 
als die Hälfte ihrer Sitze, nachdem ihr 
der rechtsorientierte Mehrheitsflügel 
mit dem jahrzehntelangen Hauptgeg- 
ner, der Liberal-Demokratischen Par­
tei, eine Regierungskoalition aufge­
zwungen hat, in dieser Koalition als Ju­
niorpartner den Ministerpräsidenten 
stellt (und 5 der 20 Minister) und sich 
von den früher vehement verfochtenen 
Grundsatzpositionen der Partei trennte 
wie z.B. der Ablehnung der japanischen 
Selbstverteidigungskräfte und des Si­
cherheitsvertrags mit den USA und so­
gar für die stets abgelehnte Erhöhung 
der Mehrwertsteuer stimmte. Die Libe­
ralen dagegen scheinen sich von dem 
Schock der zumeist auf Korruption zu­
rückgegangenen Austritte und Abspal­
tungen erholt zu haben und konnten 
zumindest ihren Stand halten. Die aus 
acht kleineren, meist von ehemaligen 
LDP-Politikem geführten Parteien ge­
bildete zur Zeit größte Oppositionspar­
tei „Neue Fortschrittspartei“ konnte 
große Erfolge erringen, ebenso, wenn 
auch geringer, die kleine Avantgarde- 
Partei (Sakigake), die der Regierungs­
koalition angehört und mit ihrem Vor­
sitzenden den mächtigen Finanzmini­

ster im Kabinett stellt (der übrigens 
durch ständige Rücktrittsdrohungen 
und Rücknahmen zur politischen Bele­
bung beiträgt und wohl weiter ein ge­
wichtiges Wort mitzusprechen haben 
wird). Die Kommunistische Partei 
konnte immerhin drei Sitze hinzuge­
winnen, damit ihre Position festigen; 
der Rest verteilt sich auf acht weitere 
kleinere Einzelparteien und Unabhän­
gige.

Dies soll nur ein leider schon etwas 
zurückliegendes Beispiel sein, doch 
wirkt es jetzt nach der Sommerpause 
noch nach. In diesem Spektrum werden 
sich weitere Verschiebungen der Kräf­
teverhältnisse vollziehen. Die nachhal­
tige Schwächung der Sozialdemokraten 
und ihre Zerrissenheit lassen am Be­
stand der gegenwärtigen Koalition 
zweifeln. Zumal nachdem die LDP so­
eben ihren starken rechten Mann, den 
gegenwärtigen Wirtschafts- (MITI)-Mi- 
nister Ryutaro Hashimoto, übrigens 
schärfster Gegner einer Entschuldigung 
für die Kriegsgreuel Japans und Vereh­
rer der nationalen Kriegshelden im Ya- 
sukuni-Schrein, zu ihrem neuen Partei­
vorsitzenden gemacht hat, zu einem 
Amt, das traditionell mit dem des Mini­
sterpräsidenten identisch war. Die 
Wahl wurde sicher auch in der Erwar­
tung der baldigen Wiederübemahme 
dieses Amts und damit der Macht und 
einer gleichzeitigen Neukonsolidierung 
der LDP auf einer weiter rechts liegen­
den Position getroffen.

Der bisherige Vorsitzende und jetzige 
Vize-Ministerpräsident und Außenmi­
nister Yohei Kono hatte diese Partei in 
das ungeliebte Bündnis mit den Sozial­
demokraten, wenn auch als Mittel der 
Überlebenshilfe nach den Spaltungen, 
geführt und die Partei manches an Pro­
fil gekostet. Die LDP sieht wieder Licht 
am Ende eines doch dunkleren Weges.

Die Tage der gegenwärtigen Regie­
rung scheinen gezählt, spätestens nach 
den nächsten Unterhauswahlen Anfang 
1996. Man kann davon ausgehen, daß 
einige der abtrünnigen LDP-Gruppen, 
die jetzt die Haupt „Opposition“ (sofern 
davon überhaupt noch die Rede sein 
kann) bilden, dann zur Stärkung und 
Unterstützung einer neuen, LDP-ge- 
führten Regierung bereit sein werden 
und die Sozialisten sich dann ge­
schwächt, dezimiert, politisch orientie­
rungslos auf den Oppositionsbänken 
wiederfinden werden.

Der — leicht sozial verbrämte — japa­
nische Kapitalismus wird nicht länger 
bereit sein, sich mit einer Rolle abzufin­
den, in der die ihn tragenden oder von 
ihm gestützten Kräfte entweder in der 
Regierungspolitik kein Mitsprache- 
recht haben oder ihr „Nachkriegs-Zieh- 
kind“, die LDP, in einer Koalition auf 
sich gelegentlich doch noch artikulie­
rende sozialdemokratische Positionen 
Rücksicht nehmen muß. Daß Kapital 
und Industrie dies bereits so lange tole­
rieren, zeigt, daß zwischen konservativ­
liberalen, den Neokapitalismus (oder 
Neoliberalismus) vertretenden politi­
schen Gruppen und rechten Sozialde­
mokraten kaum mehr gravierende Dif­
ferenzen bestehen und sie sich sicher 
sind, auch trotz gelegentlichem Zurück­
stecken am Ende der Sieger zu bleiben.

Eine Alternative dazu ist kaum in 
Sicht. Die Kommunistische Partei Ja­
pans wird ihre starke Position in den 
Gemeinden, dank guter Basisarbeit, 
halten und in vielen Regionen stärkste 
Partei bleiben können, sich auf landes­
weiter Ebene jedoch kaum zu einer ein­
flußreichen Kraft entwickeln, auch 
wenn sie Zufluß vom ehemals linken 

Flügel der Sozialisten haben wird. Lin­
ke sozialistische und kommunistische 
Splittergruppen spielen nur eine dis­
kursive, keine politische Rolle.

Die Gewerkschaften sind in der lang­
anhaltenden Rezession weiter auf inter­
nen Betriebsunterstützungskurs ge­
zwungen worden. Ihre frühere, wenn 
auch begrenzte Macht z.B. in den Früh- 
jahrslohnkämpfen ist gebrochen. Die 
vielen Konkurse, die Sparmaßnahmen

Altersarmut In Japan

„Sprachenpolizei“
Kroatiens Ttidjman betreibt Sprachverfolgung

Kroatien hat wieder eine Sprachpo­
lizei: Journalisten, die sich nicht 
an die von der Regierung verfüg­
ten Sprachregeln halten, müssen mit 

Geldstrafen oder Haft mit bis zu sechs 
Monaten rechnen. Das berichtet die in 
London erscheinende Zeitschrift Jour­
nalist der Joumalistengewerkschaft 
„National Union of Joumalists“ (NU J).

Nach Angaben des Gewerkschafts­
blattes will die kroatische Regierung 
30000 angeblich „ausländische“ Wörter 
aus dem Wörterbuch streichen. Neue 
Wörter und Ausspracheregeln sollen 
hinzugefügt werden. Ein staatliches 
Büro sei gegründet worden, das die Be­
fugnis habe, Schulen, Theater, die Pres­
se und Runfunkanstalten zu überwa­
chen. So soll offenbar aus der serbo­
kroatischen eine staatlich verordnete, 
rein kroatische Sprache werden.

Den Präsidenten des kroatischen 
PEN, Slobodan Novak, zitiert das Blatt 

der Industrie unter dem Argument, 
Konkurrenzfähigkeit zu erhalten, die 
auch in Japan steigende Zahl der Ar­
beitslosen entpolitisieren die Gewerk­
schaften weiter und lassen sie auf der 
Linken keine entscheidende Rolle mehr 
spielen.

Hagen Blau ist Japanologe und lebt in 
Düsseldorf.

mit den Worten, diese Politik sei 
„faschistoid und macht mich krank“. 
Eine ähnliche Politik habe es bereits 
während des Zweiten Weltkrieges in 
dem damaligen kroatischen Staat gege­
ben, der mit den Nazis kollaborierte, 
bemerkt Journalist. Ähnliche Bestre­
bungen, die Sprache zu kontrollieren, 
gebe es zur Zeit auch in den anderen 
Staaten Ex-Jugoslawiens, allerdings 
nicht in dem Ausmaß wie in Kroatien.

Drago Hedi, Herausgeber der opposi­
tionellen Feral Tribüne in Split, habe 
angekündigt, die unabhängige Presse 
werde die neue Sprache nicht benutzen. 
Kritiker wie Hedi müssen damit rech­
nen, in der Öffentlichkeit „Jugo-Nostal- 
giker“ und „unbelehrbare Kommuni­
sten“ genannt zu werden.

Nachdruck aus: „M“ Zeitung der IG
Medien, Nr. 10/95, S. 34



8 ran Berichte und Re orte en re ional

Die NS-Tradition der deutschen Hochschulen
Bei der 125-Jahr-Feier der Technischen Hochschule Aachen kann sie nicht verdrängt werden

In diesem Jahr feiert die RWTH-Aa- 
chen ihr 125-jähriges Bestehen. Die 
Feierlichkeiten sind überschattet 
durch vor allem drei Peinlichkeiten:

1. Die wichtigste und in der Öffent­
lichkeit am heftigsten diskutierte ist 
die sogenannte Schneider/Schwerte- 
Affaire. Durch das niederländische 
Fernsehen wurde im Frühjahr bekannt, 
daß der ehemalige Rektor der RWTH 
„Prof. Schwerte“ eigentlich Schneider 
heißt und hoher Funktionär der SS und 
des Ahnenerbes war. Ihm wurde u.a. 
vorgeworfen, an Menschenversuchen in 
den Niederlanden mitgeholfen zu ha­
ben. Zumindest aber war er einer der 
fanatischsten „Eierköpfe“ des Systems. 
Seine Wandlung nach 1945 zum Germa­
nistik-Professor (er galt in den 70er 
Jahren als Förderer der Studentinnen­
bewegung und hatte einen liberalen 
Ruf) war auf der Grundlage von Fäl­
schung und Täuschung erfolgt. Seine 
Machenschaften waren schwerwiegend 
genug, daß die Staatsanwaltschaft im­
mer noch gegen den mittlerweile unter­
getauchten Pensionär ermittelt. x

An der RWTH haben viele von der 
doppelten Identität von Schneider/ 
Schwerte gewußt. Es ist auch nicht aus­
zuschließen, daß dieses Wissen sich in 
direkte Politik umsetzen ließ. Hoch­
schulleitung, Mehrheit von Professo­
renschaft und leider auch Studenten­
schaft verstehen Ihre Beiträge jedoch 
als „Schadensbegrenzung“ und meinen 
Erkenntnisbegrenzung. Der „Vertrau­
ensbruch“ ist ihnen allemal schlimmer 
als die Verstrickung von Wissenschaft­
lerinnen in das verbrecherische NS-Sy- 
stem. Für diese etwas rückgratlose Ein­
stellung ist es hilfreich, daß eine „Ex­
pertenkommission“ mit der Skandal­
aufdeckung beschäftigt ist. Sowohl der 
AStA der TH als auch das Rektorat mei­
nen, damit völlig aus der eigenen Ver­
antwortung entlassen zu sein. Im Ge­
genteil werden die Anstrengungen der 
Fachschaft Philosophie als „aktioni- 
stisch“, „extremistisch“ und dem an­
geblich guten Ruf der RWTH abträglich 
dargestellt.

Dies ist sicher der eigentliche Skan­
dal im Jubliläumsjahr der RWTH: die 
geistige Faulheit und Unbeweglichkeit, 

die sich aus dem Interesse des ungestör­
ten Uni-Ablaufs speist. Die Behaup­
tung der Mehrheit, die NS-Geschichte 
sei eben vorbei und keiner Aufregung 
mehr wert, straft sich selbst Lügen. 
Denn um zu diesem Wunschergebnis zu 
kommen, müssen sie die Wirklichkeit 
und ihr eigenes Erkenntnisinteresse 
verleugnen. Der so vorgespielte Fa­
schismus ohne Faschistinnen endet so 
bei der Demokratie 
ohne Demokratin­
nen.

2. Im Zuge der Aus­
einandersetzung 
stellte sich heraus, 
daß der nicht nur von 
Faschisten hochge­
ehrte Aachener So­
ziologie Prof. Arnold 
Gehlen doch eine 
wichtigere Rolle im 
NS-Wissenschaftsbe- 
trieb innehatte, als 
bisher von ihm, sei­
nem Nachlaßverwal- 
ter Rehberg und der 
RWTH zugegeben. 
Auch hier spielen die 
Mehrheit der Studen­
tinnen, Professorin­
nen und der Mittelbau taub und stumm. 
Menschen, die eine eigene, unangepaß­
te, „wertfreie“ oder gar „liberale“ 
(nicht etwa linke!) geistige Einstellung 
haben, sind bisher hier nicht aufgetre­
ten. Die Basis für ein Mindestmaß an ra­
tionalem Diskurs stammt aus den Akti­
vitäten, Veröffentlichungen und Vor­
trägen der kritischen Minderheit um die 
Fachschaft Philosophie.

3. Auch wenn Schneider/Schwerte 
die Beteiligung an Menschenversuchen 
nicht mehr nachgewiesen werden kann, 
so hat er doch eine immense Verantwor­
tung als Ideologieproduzent, als geisti­
ger Brandstifter, als Schreibtischtäter. 
Das gleiche gilt auch für Arnold Gehlen. 
Daß ein Chefideologe der NSDAP mal 
für seine Täten, Reden und Schriften 
hingerichtet worden ist (Rosenberg), 
wird an der RWTH wahrscheinlich im­
mer noch auf Unverständnis stoßen. 
Hier ist mensch so liberal, daß auch heu­
tige Schreibtischäterwie Prof. Rohrmo­

MBB

ser im Rahmen der Feierlichkeiten zum 
Jubiläum zu Vorträgen eingeladen wer­
den. Daß der Vertreter der Braunzone 
zwischen Neofaschismus und Konser­
vatismus dann in seinem Vortrag ge­
stört wurde, so daß der Abend zu Ende 
war, ehe er richtig angefangen hatte, 
mobilisiert nun die Reste liberalen Gei­
stes der RWTH. Eine Bresche dem Fa­
schismus fordert der AStA der RWTH.

Die Störer werden — 
nun gar nicht mehr 
liberal — mit Straf­
anzeigen und Relega­
tion bedroht. Nicht 
zufällig trifft der 
Zorn der „Guten“ die 
„Bösen“, die in Ver­
öffentlichungen und 
Vorträgen sowie 
einer Demonstration 
ein bißchen Wind in 
die 125-Jahr-Feier ge­
blasen haben. Diese 
Form der Demokra­
tie gilt den „Guten“ 
nun als „aktionshek­
tisch“, „unangemes­
sen“, „extremi­
stisch“, „überflüs­
sig“.

Daß der offizielle Festakt der RWTH 
wieder mit einem AStA-Vertreter auf­
warten kann (vor 25 Jahren wurde der 
AStA-Vorsitzende nach dem einleiten­
den Satz „Das Fortbestehen kapitalisti­
scher Verhältnisse ist für uns kein 
Grund zum Feiern und Jubelreden hal­
ten“ am Weiterreden gehindert) zeigt 
die veränderte Landschaft. Daß der 
Festredner 1995 ein Vertreter der Daim- 
ler-Benz-Konzemspitze ist, zeigt die 
Frechheit, mit der heutzutage der Aus­
verkauf der Wissenschaft an die ökono­
mischen Interessen des Monopolkapi­
tals betrieben wird. Das Wort „Dritt­
mittelforschung“ verschleiert diesen 
Zusammenhang mehr, als es ihn auf­
deckt.

Für interessierte Menschen außer­
halb Aachens besteht die Möglichkeit, 
sich über die Hintergründe der geschil­
derten Zusammenhänge zu informie­
ren. Die Fachschaft Philosophie („Die 
Bösen“) hat einen Reader herausgege­

ben. „Die Feierlichkeiten sind nicht b< 
troffen“ ist der Titel. Die Kapitel dar 
heißen:
-Der Fall RWTH
— Hans Emst Schneider in den Niede: 

landen
— Der germanische Wissenschafteinsa 

der RWTH
— Gehlens braune Blitzkarriere
— Dokumente
— Personenregister.
Die Broschüre (62 Seiten A-4) ist erhäF 
lieh zum Preis von DM 5,00 (Brief ma: 
ken oder VR-Scheck) bei: 
Fachschaft Philosophie, 
Templergraben 83,
52056 Aachen, 
Tel. 0241/806001.

In Buchform ist ein alternatives Lese 
buch zum Jubiläum der RWTH erschie 
nen, „... von aller Politik denkbar wei 
entfernt“ ist der Titel. Im Lesebuch fir 
den sich Artikel zu den Themen: Bu: 
schenschaften, Erstsemesterarbeh 
Schließung der Philosophischen Faku1 
tät? Frauenbeauftragte, Heldengeder 
ken, FH-RWTH, Menschliche Randbf 
dingungen der Technik, Schwulenbf 
wegung, „Deutsche Physik“, Sehne’ 
der/Schwerte, ... nach rechts hin o' 
fen, Hochhuth’s „Ärztinnen“ und d' 
RWTH, Hochschuldidaktik, Rüstung: 
forschung, Biografien.

Das Buch kann in jedem Buchladf 
bestellt werden unter der ISBN Ni 
3-929896-01-X. Hrsg.: Die OASE. F 
kann bestellt werden bei Michae 
Schieck, Hohenstaufenallee 86, 520r 
Aachen. Kosten DM 10,00 plus 2,00 L 
Porto in Briefmarken oder VR-Scheck 
DM 1,00 des Verkaufspreises gehen ir 
die Prozeßkostenhilfe für diejenigen 
die von der RWTH mit Strafanzeigei 
und Relegationen bedroht sind.

P.S.: Bei der offiziellen Feier df 
RWTH am Dienstag, den 10. Oktobei 
wurde die Freude der Ehrengäste ge 
trübt, wollten doch Herr Schneider unc 
Herr Gehlen in ihren SS- und SA-Uni 
formen an der Feier teilnehmen. Immer 
hin hätten sie einen-nicht unwesentli 
chen Teil zum „Renomme“ der Hoch 
schule beigetragen und deren Geschieh 
te mitgeprägt. Der Ausgang war vorher 
sehbar. — (K. H.)

In mehreren Städten des Bundesgebiets fanden am 7. Oktober Protestaktionen ge­
gen die seit über 30 Jahren anhaltende US-Wirtschaftsblockade gegen Kuba statt. 
Unser Bild zeigt die Aktion in Berlin, an der sich etwa 3 000 Menschen beteiligten. Zu 
der Berliner Demonstration hatte ein Bündnis, organisiert vom „Netzwerk Cuba 
e.V.“ auf gerufen.— (rül)

ÖTV gegen zu rasche 
„Haushaltskonsolidierung“
Essen. Die Gewerkschaft ÖTV hat sich 
gegen den Druck des Regierungspräsi­
denten und des Landesinnenministe­
riums in punkto Haushaltskonsolidie­
rung ausgesprochen. Klaus Orth vom 
ÖTV-Bezirk NW II forderte, die Konzep­
te zur Tilgung der Haushaltslöcher bis 
zum Jahre 2005 zu strecken. Die Kom­
munalaufsicht des Landes will der 
Stadt Essen und 78 anderen Städten in 
NRW nur einen Zeitraum bis zum Jahre 
2000 zugestehen. Für Essen würde das 
bedeuten, daß in fünf Jahren rund 2200 
der 13000 Stellen bei der Stadt gestri­
chen werden müßten. Die ÖTV befürch­
tet, daß dann auch betriebsbedingte 
Kündigungen anstehen würden. Auch 
gegen den Verkauf städtischen Vermö­
gens wie Immobilien oder Aktienbesitz 
wendet sich die ÖTV strikt. — (wof)

Polizeiliche Aufenthaltsverbote 
sind unrechtmäßig
Karlsruhe. Das Verwaltungsgericht 
Karlsruhe hat entschieden, daß die von 
der Polizeibehörde gegen Drogenab­
hängige, Punker und Obdachlose erlas­

senen Aufenthalts verböte formell unc 
materiell unrechtmäßig sind. Naci 
massiven Protesten aus Parteien, Ver 
bänden und Initiativen hat damit auch 
erstmals eine gerichtliche Instanz die 
Unrechtmäßigkeit dieser Verfügunger 
bestätigt. Dennoch soll der von der Poli 
zeibehörde eingeschlagene Kurs, die 
Drogenpolitik der Stadt mit dem Poli 
zeiknüppel zu kippen, weitergeführl 
werden. Die Stadtverwaltung hat ange 
kündigt, gegen das Urteil der Karlsru 
her Verwaltungsgerichts vor den 
Mannheimer Gerichtshof Beschwerde 
einzureichen.

Die Argumente, die die Rechten au: 
dem Polizeiapparat zur Fortsetzung ih 
rer Kampagne anführen, sind demago 
gisch: ein Großteil der Verfügungen se 
gegen Leute ausgesprochen worden, die 
ihren Wohnsitz gar nicht in Karlsruhe 
hätten. Das sei bei 70 Prozent der erteil 
ten Aufenthaltsverbote der Fall gewe 
sen. Damit soll wohl suggeriert werden 
daß es überwiegend solche getroffer 
hat, die hier sowieso nichts verlorer 
haben. Das bietet Argumente über Ko 
sten, die die Stadt dann angeblich füi 
andere zu tragen hat — etwa Polizeiein 
sätze, Straßenreinigung, Sozialarbeitei 
und und und. Erfolgreich sei die Aktion
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Augsburg Bremerhaven

Das Schulkreuzurteil und seine Folgen Erfolg für sozialistische Politik
Der Bund für Geistesfreiheit führte eine 
Veranstaltung im Augsburger Zeughaus 
durch. Fazit: Andersdenkende werden 
jetzt niedergemacht.

„Die Leidtragenden sind unsere Kin­
der. Sie bekommen jetzt mehr denn je zu 
spüren, wie man ausgegrenzt und nie­
dergemacht wird, wenn man andere 
Auffassung hat.“ Das ist eine der 
schlimmsten Folgen des Schulkreuzur­
teils und des sofort nachgereichten ba­
yerischen Gesetzentwurfs zur Anbrin­
gung von Kruzifixen in Volksschulen, 
die auf der Veranstaltung des Bundes 
für Geistesfreiheit am 2. Oktober im 
Zeughaus diskutiert wurden.

Die eigentliche Bedeutung des viel­
diskutierten Urteils des Bundesverfas­
sungsgerichts liegt nicht in der Frage 
„Schulkreuze ja oder nein“, sondern in 
der Bekräftigung der weltanschauli­
chen Unparteilichkeit des Staates. Das 
hob Gerhard Rampp vom Bund für Gei­
stesfreiheit hervor. Er wies darauf hin, 
daß es 1975 bereits ein ähnliches Urteil 
gab, das das bayerische Kultusministe­
rium zwanzig Jahre nicht beachtet hat. 
Hier entstanden gleich die ersten Fra­
gen: Warum hat niemand die Umset-

Hannover

Protest gegen Bundeswehrpropaganda
Einige Leute aus Hannover haben am 5. 
Oktober — verkaufsoffener Donnerstag 
— einen Film am Kröpcke gezeigt, der 
sich gegen die Propaganda der Bundes­
wehr und gegen Kriegseinsätze wendet.

Der Film, der im Saarland produziert 
wurde, zeigt zunächst Kriegsszenarien 
aus dem Zweiten Weltkrieg, dann einen 
Ausschnitt aus dem Propagandastrei­
fen „Triumph des Willens“ (1934) von 
Leni Riefenstahl über den Nürnberger 
Reichsparteitag. In dem Ausschnitt 
„die Soldatenväter“ wird der Zusam­
menhalt der deutschen Wehrmacht dar­
über dokumentiert, daß aus der Menge 
heraus die Soldaten rufen, aus welchen 
Teilen Deutschlands sie angetreten 
sind. In dem folgenden Ausschnitt aus 
einem Werbespot der Bundeswehr wird 

zung des 75er-Urteils verlangt? Warum 
wurden die Schulbücher nicht umge­
schrieben, denn das Gericht hatte 
schließlich verlangt, daß die christli­
chen Bezüge im Unterricht (außerhalb 
des Religionsunterrichts) auf den „prä­
genden Kultur- und Bildungsfaktor“ 
eingegrenzt werden müssen? Warum 
wird das Bildungsziel „Ehrfurcht vor 
Gott“ in der bayerischen Verfassung 
nicht stärker kritisiert ?

Der neue CSU-Entwurf mit einer Kru­
zifix-Vorschrift ist bereits erfolgreich 
durch den Senat gegangen und wird die­
se Woche im Landtag vorgelegt. Danach 
wird der Schulleiter zum Gesinnungs­
prüfer. Falls es jemand wagen sollte, 
um die Abnahme des Kruzifixes zu bit­
ten, wird geforscht, ob dies wirklich 
ernst gemeint ist; dann werden anders­
lautende Stimmen dagegen abgewogen 
und der Minderheit nahegelegt, die 
Mehrheit zu akzeptieren; wenn dies 
nicht gelingt, wird die nächste Behörde 
eingeschaltet usw.

Aber was kann man gegen die zuneh­
mende Ausgrenzung und Niederma- 
chung Andersdenkender machen? Auf 
den Elternabenden muß das länger dis­
kutiert werden. — (baf) 

ebenfalls dargestellt, daß aus allen 
Bundesländern Männer in der Bundes­
wehr sind und hervorgehoben, daß nun 
auch wieder Soldaten aus Mecklenburg- 
Vorpommern etc. dazugehören.

Dann wieder eine Szene vom Reichs­
parteitag 1934 mit dem Schlachtruf „ein 
Volk, ein Führer, ein Reich“, gefolgt 
vom Bundeswehrspot, in dem von der 
Härte der Ausbildung und der Verant­
wortung der Soldaten, begleitet von 
entsprechenden Bildern, gesprochen 
wird, unter der Parole: „Wir sind da, 
Bundeswehr“. Der Film endet mit der 
Forderung: „Schluß mit diesen Spots“.

Die Wirkung und Aufmerksamkeit, 
die die Aktion hatte, wurde duch die 
permanente Wiederholung des Films 
während ca. 2 Stunden erreicht. Die Ak­
tion ist nachahmenswert. — (bee)

Bei den Bremerhavener Kommunalwah­
len erzielte die „Sozialistische Aktion 
Voran“ 2,3% (wir berichteten). Hier ein 
— aus Platzgründen von der Redaktion 
stark gekürzter — Bericht von einem Mit­
glied des SAV-Bundesvorstands.

Bei den Wahlen zur Bremerhavener 
Stadtverordnetenversammlung am 24. 
September erhielt die Sozialistische Al­
ternative VORAN - SAV 2,3% (1078 
Stimmen). In einigen Gebieten der Stä- 
WoG (Städtische Wohnungsgesell­
schaft), gegen deren Privatisierung die 
SAV gekämpft hatte, wurden bis zu 7 % 
erreicht. Für eine deutlich linke, sozia­
listische Kraft ist dies im ersten Anlauf 
ein Achtungserfolg.

Knackpunkt sozialistischer Politik: 
Verankerung
Vor dem Hintergrund einer tiefen sozia­
len Krise in der Stadt (18,8% Arbeitslo­
sigkeit, die letzten Werften von der 
Schließung bedroht) und einer zuneh­
menden Entfremdung von der Politik 
der Herrschenden ist die SAV in die Of­
fensive gegangen. Anders als die Parla­
mentsparteien hat die SAV nicht nur 
„Wahlkampf“ gemacht, sondern mona­
telang Kämpfe und Kampagnen gegen 
soziale Angriffe geführt.

Januar ’95 beschloß die Stadtverord- 
neten-Mehrheit aus CDU und rechten 
SPD-Abweichlern, die StäWoG an pri­
vate Vermieter zu verkaufen. Sofort 
begann die SAV mit einer Unterschrif- 
ten-Aktion, die StäWoG-Häuser wur­
den von Tür zu Tür abgeklappert. Die 
Stimmung unter den Mietern, die das 
Ende des niedrigen Mieten-Niveaus 
fürchteten, war wütend. Davon ausge­
hend organisierten SAV-Genosslnnen 
eine Mieterinitiative, die den Wider­
stand gegen die Privatisierung verbrei­
terte. Über Monate hinweg bedrängte 
die Mieterinitiative die Politiker. Über 
5000 Unterschriften wurden für den er­
sten Einwohnerantrag Bremerhavens 
gesammelt, immer wieder gab es Pro­
teste. Im August wurde der Beschluß 
zum Verkauf der StäWoG wieder zu­
rückgenommen. Dies ist zu einem gro­
ßen Tbil ein Erfolg des Kampfes der 
Mieterinitiative und der SAV.

Außerdem führte die SAV Kampag­
nen für eine ausreichende Versorgung 

mit Kindergartenplätzen, gegen Fahr­
preiserhöhungen im Nahverkehr, für 
ein längst versprochenes Jugendzen­
trum in der Stadtmitte und — zusam­
men mit JRE und Immigranten-Organi- 
sationen — gegen die DVU.

/

Bewußte Stimmen für die Gegenwehr 
Anstatt die Leute nur mit Material zu 
überschwemmen, gingen die SAV- 
Wahlkämpferlnnen in die Stadtteile, 
um mit den Leuten zu reden. Jeden Tag 
gab es Informationsstände, wurden 
Hausbesuche gemacht. (...)

Wahlen zu bürgerlichen Parlamenten 
sind ein schwieriges Feld. So gab es 
einen Presse-Boykott des örtlichen Mo­
nopolblattes (Nordsee-Zeitung), der 
darin gipfelte, daß bei der Wahlauswer­
tung die „Grauen“ mit 1,5 Prozent ge­
nannt wurden, die SAV mit 2,3 Prozent 
aber unter „Sonstige“ verschwand. Au­
ßerdem kann eine sozialistische Organi­
sation nicht so einfach von der Unzu­
friedenheit profitieren wie Faschisten 
oder Populisten wie die AfB (Arbeit für 
Bremerhaven, rechte SPD-Abspal­
tung). Im SAV-Wahlprogramm war das 
Ziel einer sozialistischen Demokratie 
festgeschrieben. Auch Forderungen 
nach einem vollen Wahlrecht für alle 
Immigrantinnen waren nicht gerade 
„pflegeleicht“. Vor diesem Hinter­
grund sind die 1078 Stimmen ein Erfolg. 
Dies sind bewußte Stimmen für organi­
sierte Gegenwehr und für eine linke, so­
zialistische Politik.

Bemerkenswert ist das Ergebnis 
einer Tbstwahl unter Immigrantenln- 
nen. Auf Initiative des IGM-Ausländer- 
ausschusses wurden in Vereinen und 
Moscheen Wahlurnen aufgestellt. 870 
Leute, über 10 Prozent der wahlberech­
tigten Nicht-Deutschen, beteiligten sich 
daran. Die SAV bekam 17,4 Prozent und 
wurde damit hinter der SPD (52 Pro­
zent) zweitstärkste Kraft!(...)

Wie weiter?
(...) Die SAV möchte die Diskussion 
über sozialistische Kommunalpolitik 
mit anderen linken Organisationen, 
PDS-Gruppen und linken SPDlem (so­
weit noch vorhanden!) führen und ist 
bereit, mit allen zu sammenzu arbeit en? 
die die Gegenwehr organisieren wolleQ. 
— (Claus Ludwig, Köln)

nach Ansicht der Polizeibehörde auch 
gewesen, weil sich die Drogenszene 

' nicht habe in der Innenstadt festsetzen 
können. Damit sie sich woanders nicht 
„festsetzen“ kann, müßten die Truppen 
dann wohl überall im Stadtgebiet auf 
Jagd gehen.

Nach dem erteilten juristischen 
Dämpfer muß man wohl damit rechnen, 

' daß jetzt wieder die Karte mit der Bür­
gerwehr aus der Tasche gezogen wird, 
um die Stimmung anzuheizen. — (map)

Land gegen Gutscheine 
für Sozialhilfe-Empfänger
Essen. Die Ratsfraktion von Bündnis 
90 / Die Grünen hat sich von Anfang an 
dagegen gewandt. Jetzt hat die Verwal­
tungsspitze der Stadt Essen auch vom 
Land einen Dämpfer gekriegt: Das Ar- 
beits- und Sozialministerium hält die 
beabsichtigte Einführung von Gut­
scheinen für die 40000 Sozialhilfeemp­
fänger in Essen für unzulässig. Vor al­
lem „weiße Ware“, Möbel und Hausrat 
sollten in Zukunft zentral bestellt und 
nur noch per Gutschein ausgegeben 
werden. Für die Wohnungsrenovierung 
erhalten Sozialhilfeempfänger schon 
seit dem Sommer kein Geld mehr, statt­

dessen hat die Stadt eine Privatfirma 
damit beauftragt. Diese Regelungen 
verstoßen gegen den Datenschutz, weil 
Dritten bekannt wird, daß jemand So­
zialhilfe bezieht.— (wof)

Angeklagter im „Kurdenprozeß“ 
mißhandelt
Frankfurt. In dem vor dem 4. Strafsenat 
des OLG Frankfurt stattfindenden Pro­
zeß gegen 3 kurdische Volkszugehörige 
wegen angeblicher Tätigkeiten inner­
halb der PKK wurde am 13.10. der An­
geklagte Dogan özserik vor Verhand­
lungsbeginn in der JVA I Frankfurt- 
Preungesheim mißhandelt.

Der Mandant des Unterzeichners, 
Herr özserik, ist körperlich behindert. 
Bei seiner Flucht aus der Türkei zog er 
sich schwere Erfrierungen zu. Diese 
führten zur Amputation seiner Füße 
und fast sämtlicher Finger. Herr özse­
rik ist auf Prothesen angewiesen.

Nach Angaben des Mandanten kam es 
am 13^10.1995 zu folgendem Vorfall: Auf 
dem Weg zum Gefangenentransporter 
soll Herr özserik in der Kammer durch­
sucht werden. Er zieht seine Jacke aus 
und die Hose nach oben. Beamte for­
dern ihn aber auf, sich bis auf die Unter­

hose zu entkleiden und die Prothesen 
abzunehmen.

Herr özserik ist behindert, die Ab­
nahme der Prothesen bei der Kontrolle 
ist für ihn psychologisch sehr schmerz­
haft. Es sei darauf hingewiesen, daß bei 
nichtbehinderten Gefangenen nicht ein­
mal die Schuhe kontrolliert werden.

Ein Beamter geht telefonieren. Nach 
kurzer Zeit stürmen 5 bis 6 Beamte in 
die Kammer. Sie ergreifen Herrn Özse­
rik, ziehen ihn an den Haaren und zer­
reißen sein Ober- und Unterhemd. Sein 
Hinterkopf wird auf einen Tisch gesto­
ßen. Der Gürtel seiner Hose wird ent­
fernt und die Beamten ziehen diesen 
Gürtel über sein Gesicht, dabei kommt 
es zur Verletzung der Unterlippe. Je­
weils 2 Beamte halten seine Arme, ein 
weiterer Beamter schlägt ihn mit der 
Faust in den Magen. Nach diesem Faust­
hieb hat Herr özserik Atembeschwer­
den. Nun werden ihm gewaltsam und 
ruckartig die Prothesen abgerissen.

Bis auf die Unterhose entkleidet — 
ohne Prothesen — wird er von den Be­
amten auf einen Tisch gelegt. Da er ohne 
die Prothesen nicht laufen kann, bleibt 
er dort einige Minuten liegen. Zum An­
ziehen der Prothesen und der Schuhe 
benötigt er Zeit und Ruhe. Diese Bedin­

gungen waren nicht gegeben. Mit einem 
Rollstuhl wird Herr Özserik zum Ge­
fangenentransporter verbracht. Krie­
chend kommt er in den Transporter uhd 
zieht sich an dem Sitz in der Transport­
zelle hoch.

In der Hauptverhandlung untersucht 
ein vom Gericht bestellter Sachverstän­
diger den Mandanten. Er stellt zahlrei­
che rötlich/bläuliche Verfärbungen der 
Haut fest, Herr özserik macht einen 
„sehr nervösen und fahrigen Ein­
druck“, der Pulsschlag war auch 4 Stun­
den nach dem Vorfall noch extrem er­
höht. Der Sachverständige regte an, 
„zum gegenwärtigen Zeitpunkt Herrn 
özserik eine Ruhepause zu gewähren“.

Die Menschenwürde stellt eine Gren­
ze staatlichen Handelns dar. Der 
Grundsatz der Menschenwürde gilt 
auch für Gefangene, auch für Behinder­
te, auch für Kurden. Die Verteidigung 
ist entsetzt über die Notwendigkeit, 
diese Selbstverständlichkeit feststellen 
zu müssen.

Namens und im Auftrag des Herrn 
özserik wird Strafanzeige gegen die 
Verantwortlichen gestellt.
Presseerklärung von Rechtsanwalt Fre­
senius, Frankfurt, 15. Oktober, von d. 
Red. gekürzt.
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Etwa 300 Personen protestierten am 9. Oktober in Erfurt gegen einen „Großen Zap­
fenstreich“ der Bundeswehr („40 Jahre Bundeswehr — 5 Jahre Armee der Einheit“). 
Der CDU-Bürgermeister hatte die von einem Bündnis aus Antifa, Gewerkschaften, 
PDS und Grüne/Bündnis 90 organisierte Aktion „Großer Schildbürgerstreich“ verbo­
ten. Erst wenige Stunden vorder Aktion hob das Verwaltungsgericht Weimar das Ver­
bot auf. Dafür vergriffen sich nunmehr Polizisten — darunter USK-Einheiten aus 
Bayern und viele Zivilbeamte — an den friedlich Protestierenden. Sieben Personen 
im Alter zwischen 14 und 40 Jahren wurden festgenommen, darunter ein 15jähriges 
Mädchen, das Stunden vor Beginn des Zapfenstreichs beim Flugblattverteilen ver­
haftet wurde, weit über 100 Personen durch einen Polizeikessel vom Ort des Zapfen­
streichs ferngehalten, mehrere Personen von der Polizei verletzt, als sie mit Kerzen, 
Trillerpfeifen und Rufen gegen den Zapfenstreich protestierten. Das Aktionsbündnis 
hat in einem Offenen Brief an Innenminister Dewes (SPD) gegen die Polizeiübergriffe 
protestiert, die PDS will die Übergriffe im Landtag zur Sprache bringen. — (rül)

Einer muß ja ..
Dieter Strützel zu den Polizeiübergriffen beim 
Bundeswehrgelöbnis in Erfurt

FAP trotz Verbot aktiv
Ein Bericht aus Berlin-TVeptow

Als Bundespräsident Roman Herzog 
im Weimarer Nationaltheater des 
75. Jahrestages der ersten unglück­
lichen deutschen Verfassung gedachte 

und — sehr im Unterschied zur gerade 
vom Ministerpräsidenten zelebrierten 
Geschichtsklitterung — den Verfas­
sungsbruch durch exzessiven Gebrauch 
der Exekutive für deren Scheitern ver­
antwortlich machte, mußte er nicht zu- 
rückerinnem an Reichswehrminister 
Noske, jenen Mann, der mit seinem 
überlieferten Seufzer „Einer muß den 
Bluthund machen“ zweifellos zu den 
Begründern jenes verhängnisvollen 
„exzessiven Gebrauchs“ der Staatsge­
walt gehörte.

Er hätte es tun sollen, wie der Sonntag 
wieder zeigt. Während sich Ministerprä­
sident Vogel vor der MDR-Kamera jo­
vial gibt: „Wir haben eine Demokratie. 
Da sind Proteste normal, auch wenn ich 
sie natürlich für irrig halte“, und der 
kommandierende General den — natür­
lich nicht stabsmäßig abgesprochenen 
— gleichen Satz noch mit dem Zusatz 
krönte: „Und im übrigen hätte es ohne 
Proteste kein 1989 gegeben“, hat Innen­
minister Dewes offenbar in aller Stille 
und ohne Kameras „seiner Polizei“ den 
Rückhalt gegeben, um durchzugreifen. 
Einer muß ja ...

Denn sonst hätten wir ja wirklich eine 
Demokratie, und Proteste ohne Polizei­
gewalt wären in der Tat normal. So aber 
hat der brave Sozialdemokrat klarge­
stellt, was wir wirklich haben: Sonn­
tagssprüche, Proteste und Polizeige­
walt als Normalität. Der General wußte 
schon, warum er an 1989 erinnerte. Und 
wir wissen, wie wunderbar das Team­
work funktioniert, das sich parlamen­
tarisch Große Koalition nennt. Einer 
muß ja die Sprüche machen, und der an­
dere die Dreckarbeit. Interessant bei 
dieser Arbeitsteilung sind nur die Par­
teibücher.

Vor wenigen Tagen beschwor die stol­
ze deutsche Sozialdemokratie, um sich 
Mut zu machen, die Großen ihrer Ver­
gangenheit, die längst für viele Tausen­
de auch außerhalb der SPD zu den Gro­
ßen gehören. Dem kleinen Thüringer 
Innenminister sei Dank, daß er die uns 
wohl vertraute Einseitigkeit solcher 
„Totenbeschwörungen“ (Marx) korri­
gierte und jene andere Tradition dem 
Vergessen entriß, die von Noske über 
Zörrgiebel zum — nun endlich auch in­
ternational bei seinen wahren Straftat­
beständen genannten — Radikalener­
laß führte. So wird die Gretchenfrage 
der SPD deutlich: In welcher Tradition 
will sie Deutschland „kräftiger gestal­
ten“ (Rudolf Scharping) — in der in Ber­
lin beschworenen oder der in Erfurt 
praktizierten?

Zapfenstreich ist ja eigentlich ein Ab­
schiedszeremoniell. Als Dankeschön 
daher eine kleine andere Erinnerung 
für den Innenminister: Zu den namhaf­
testen Opfern Noskes gehörte die rote 
Rosa, eine der wirkungsvollsten demo­
kratischen Kommunistinnen, eine, die 
dem autoritären Kommunismus nicht 
kampflos gewichen wäre. Die Spur 
nach Buchenwald und Auschwitz legten 
andere. Später. Warum wohl machten 
in Erfurt Trillerpfeifen, Kerzen, die Os­
sietzky-Mahnung, die Hymne der Frie­
densbewegung eine Polizei verrückt, 
die doch auf eine demokratische Verfas­
sung fest gelegt ist? Und offenbar nicht 
nur die?

Post skriptum, auch in eigener Sache: 
Niemand steht nur in einer Tradition. 
Deshalb muß sich jede und jeder immer 
wieder neu entscheiden, im Namen wel­
cher Tradition sie oder er mit welchen 
anderen bricht. In Täten, nicht nur in 
Worten.

Dieter Strützel ist Mitglied im Landes­
vorstand der PDS Thüringen.

Eine Stadt, in der Nazi-Aktivitäten 
immer noch an der Tagesordnung 
sind, ist Berlin. Nach Meldung des 
Berliner Verfassungschutzes ist die 

Zahl der militanten Neonazis von 1750 
im letzten Jahr auf 2 800 gestiegen. Nach 
neuesten Informationen sind ca. 800 
auch Mitglied der NSDAP/AO. Es ist 
schwer möglich, einen Überblick über 
alle Berliner Stadtteile zu geben. Der 
Stadtbezirk Treptow gehört zu denjeni­
gen, wo Neonazis besonders aktiv sind.

Schon zu DDR-Zeiten gab es in Trep­
tow eine relativ starke rechte Szene. Sie 
setzte sich vor allem aus Hooligans des 
Fußballvereins BFC Dynamos zusam­
men. Viele von ihnen setzten sich in der 
Wendezeit in den Westen ab oder wur­
den unpolitisch. Andere wiederum or­
ganisierten sich in der „Deutschen Al­
ternative“ (DA) und nach deren Verbot 
in der „Freiheitlichen Arbeiter Partei“ 
(FAP). Seit 1993 begann die bis dato 
noch nicht verbotene FAP im Stadtbe­
zirk Treptow kontinuierlich zu wach­
sen. Die sozialen Bedingungen, hohe 
Jugendarbeitslosigkeit und Lehrstel­
lenmangel, fehlende Jugendclubs und 
keine Perspektiven, bieten den Nazi- 
Kadern ein fruchtbares Rekrutierungs­
feld. So hetzten Nazi-Kader aus Trep­
tow mehrfach am S-Bahnhof Berlin-Kö­
penick bis zu 40 Jugendliche mit Eisen­
stangen und Messern bewaffnet auf 
vietnamesische Händler. Erst durch 
eine Kundgebung der Treptower Grup­
pe der Jugend gegen Rassismus an glei­
cher Stelle mit Unterstützung anderer 
antirassistischer Gruppen konnte dem 
Spuk ein Ende bereitet werden.

Auf die Kappe der FAP geht zu glei­
cher Zeit auch noch ein Brandanschlag 
auf die Anne-Frank-Schule im Trepto­
wer Ortsteil Altglienicke, unterschrie­
ben mit FAP. In aller Regelmäßigkeit 
wird, auch der Friedhof der Antifaschi­
sten in Treptow verschandelt und es 
wird versucht, PDS-Veranstaltungen 
zu stören.

Kurz vor dem Verbot der FAP grün­
deten die Treptower FAPler die „Ka­
meradschaft Treptow“. Diese versuch­
ten auch, gegen eine Antifa-Demo in 
Treptow zu mobilisieren. Unter dem 
Motto „Stoppt den roten Tbrror — Kei­
ne Chancen den marxistischen Irrleh­
ren“ versammelten sich ein paar Ecken 
weiter rund 150 Neonazis, teils mit 
Baseballschlägem bewaffnet. Sie wur­
den aber kurz vor Beginn der Demon­
stration von der Polizei festgenommen. 
Als sie abends wieder freigelassen wur­
den, machten sie noch Jagd auf Vietna­
mesinnen und Punks.

Die Mitglieder der „Kameradschaft 
Treptow“ behaupten, sie hätten mit der 
verbotenen FAP nichts zu tun. Das ist 
eine glatte Lüge: Die Wahrheit ist, daß 
zum Beispiel ein führendes Mitglied der 
FAP Treptow und der Berliner Anti- 
Antifa Detlef Cholewa jetzt regelmäßig 
Flugblätter der „Kameradschaft Trep­
tow“ verteilt. Außerdem schreibt Det­
lef Cholewa regelmäßig Artikel für die 
Berlin Brandenburger Zeitung (BBZ), 
wo er sich ausdrücklich als Mitglied der 
„Kameradschaft Treptow“ geoutet hat. 
Weiterhin hat der leitende Redakteur 
der „BBZ“ Christian Wendt in der Fe­
bruar/März-Ausgabe bejubelt, daß die 
Redaktion der BBZ um die Mitarbeiter 
des Aufbruchs erweitert wurde. Der 
Auf bruch war bis zum Verbot der FAP 
das Propagandablatt der FAP Berlin. 
Wie das Beispiel Cholewa zeigt, ist das 
auch gut gelungen.

Weitere Nazigrößen, die für die BBZ 
arbeiten oder zumindest für sie schrei­
ben, sind u.a. Frank Schwerdt („Die Na­

tionalen“), . Andreas Storr (NPD), M 
chael Dräger (FAP), Frank Hübner (; 
Zt. Deutsche Liga) und Friedhelm Bus: 
(FAP) und viele andere mehr.

Die BBZ ist ein mit national- und sc 
zialrevolutionären Phrasen vollgc 
spicktes faschistisches Blatt, df 
scheinheilig in alter brauner Traditioi 
die Nöte und Ängste der Bürger vor Ar 
beitslosigkeit, Wohnungsnot und Um 
weltzerstörung auf greift, um ihre rassi 
stischen, antisemitischen Scheinlösun 
gen anzubieten. Regelmäßig Verteiler 
junge Neonazis der „Kameradschaf 
Treptow“ an Treptower S-Bahnhöfer 
die BBZ kostenlos (!) an Passanten.

Wer steckt hinter dieser 
Nazi-Zeitung ?
Zum einen die vorwiegend in Berlin und 
Brandenburg tätige rechtsextreme 
Sammelbewegung „Die Nationalen*1 
und zum anderen die schon erwähnte 
„Kameradschaft Treptow“. Die „Natio­
nalen“ wurden Ende 1991 gegründet. 
Sie sehen sich als rechte Sammelbewe­
gung, die versucht, alles was rechtsau- 
ßen steht, zu verbinden. Mittlerweile 
sind bei den „Nationalen“ Mitglieder 
der „Republikaner“ und der „Deut­
schen Liga für Volk und Heimat“ eben­
so vertreten wie Kader der „Gesin­
nungsgemeinschaft der Neuen Front“ 
(GdNF) und Mitglieder verbotener Or­
ganisationen wie der „Nationalen Al­
ternative“ (NA), der „FAP“, der „Deut­
schen Alternative“ (DA) und der „Na­
tionalen Offensive“.

Von der Polizei und den bürgerlichen 
Medien, aber auch von Politikern und 
Parteien weitgehend ignoriert, haben 
sich die Nazi-Kader in Berlin ein an­
sehnliches und gefährliches Potential 
rechtsorientierter und gewaltbereiter 
Jugendlicher herangezogen. In Schulen 
und Jugendclubs ist es schon längst kei­
ne Seltenheit mehr, daß Jugendliche 
sich offen zu ihrer Mitgliedschaft in ei­
ner rechtsextremen Organisation und 
zu faschistischer Ideologie bekennen.

Laut einer Studie des Bundes der An­
tifaschisten gibt es allein im Stadtteil 
Köpenick ca. 250 Neonazis. Die Zahl der 
Neonazis in Treptow liegt mit ihrem ge­
samten Umfeld bei ca. 300, was bei 
einem Fest im Stadtteil gut einzuschät­
zen war, wo die gesamte rechte Szene 
aus Treptow anwesend war. Nach neu­
esten Informationen sind auch ca. 100 
von ihnen Mitglieder der NSDAP/AO. 
Die Zahl der „Kameraden“ der „Kame­
radschaft Treptow“ liegt bei ca. 30.

Zu den Abgeordnetenhauswahlen am 
22. Oktober in Berlin treten in den 
Stadtteilen Tiergarten und Treptow 
auch Kandidaten der „Nationalen“ an. 
In Treptow ist ihr Direkt-Kandidat der 
schon erwähnte Detlef Cholewa. Die 
Nazis der „Nationalen“ werden sicher­
lich klar scheitern und wahrscheinlich 
bei 0,2 % landen. Sie werden aber versu 
chen, sich über den Wahlkampf weite) 
bekannt zu machen. Um jede Art vor 
„normalem“ Wahlkampf der Nazis zi 
verhindern, hat sich auf Initiative dei 
Treptower JRE die Gruppe „Treptowe: 
Aktionsbündnis gegen Rechts“ gegrün 
det. Dem Bündnis angeschlossen ha 
sich bisher die PDS, die AG Junge Gi 
nosslnnen aus Treptow, die Sozialist’ 
sehe Alternative Voran (SAV), die / 
Autonome Gruppen und die Antifa Gt 
lern. Mit einer gruppenübergreifend» 
Telefonkette werden wir versuchen,. 
den Infotisch und Verteilaktionen (eii 
schließlich die der REPs) zu verhindern 
— (Alex, JRE, Berlin-Treptow)
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25 Jahre Hoechst AG
Gewinner — Verlierer
Die Kurve der Beschäftigtenzahl 

zeigt, daß es vom Höhepunkt der 
Beschäftigung 1974 (67434 Be­
schäftigte) bis 1988 (63537 Beschäftigte) 

einen ständigen leichten Arbeitsplatz­
abbau gegeben hat, der sich dann bis 
1995 (42145 Beschäftigte) dramatisch 
verschärfte. Der Gesamtverlust an Ar­
beitsplätzen bei der Hoechst AG beträgt 
gegenüber 1974 insgesamt 25289 = 
37,5%.

Die ständig steigende Tbndenz der 
Umsatzkurve zeigt: Eine immer kleiner 
werdende Belegschaft hat pro Kopf 
einen immer höheren Wert erwirtschaf­
tet. Besonders rasant ist diese Entwick­
lung in den Jahren 1994 und 1995, in de­
nen gleichzeitig der stärkste Personal­
abbau stattfindet.

Bemerkenswert ist der untypische 
Verlauf der Umsatzentwicklung in den 
Jahren 1989 bis 1993. Der Umsatz bleibt 
so gut wie unverändert auf einer Höhe. 
Während dieses Zeitraums waren die 
meisten leitenden Funktionen ständig 
mit neuen Strukturreformen und Um­
organisationen beschäftigt. Offensicht­
lich wurde dabei die wichtige unterneh­
merische Aufgabe, möglichst viel Pro­
duktion zu verkaufen, stark vernach­
lässigt.

Besonders aufschlußreich ist die Kur­
ve der Entwicklung des Gewinns pro 
Beschäftigten. In der Zeit von 1971 bis 
1981 verläuft sie tendenziell leicht stei­
gend mit starken Schwankungen. Dies 
ist sicher nicht zuletzt eine Auswirkung 
von Tärifabschlüssen erheblich über 
der Inflationsrate. Anfang der achtziger 
Jahre nutzte dann der Arbeitgeber, 
nicht nur bei Hoechst, die steigende Ar­
beitslosigkeit, um höhere Gewinne für 
sich durchzusetzen. Es war die Zeit, in 
der die Arbeitgeber mit der strategi­
schen Propaganda, -„die Gewinne von 
heute sind die Investitionen von mor­

gen und die Arbeitsplätze von übermor­
gen“ die Gewerkschaften dazu brach­
ten, Thrifabschlüsse in Höhe der Infla­
tionsrate, ja sogar darunter zu akzeptie­
ren. Daraufhin schnellten die Gewinne 
in die Höhe, wie die Kurve für die Jahre 
1983 bis 1989 dokumentiert. Die ange­
kündigten neuen Arbeitsplätze sucht 
man aber in der Kurve der Beschäftig­
ten vergeblich. Dort geht es im Gegen­
teil heftig bergab.

Ein geradezu dramatischer Zusam­
menbruch des Gewinns ereignete sich 
1990—1993. Es stellt sich die Frage, was 
ist passiert? Hoechst hatte eine ausge­
klügelte Rationalisierungs- und Um­
strukturierungswelle in Gang gesetzt. 
Innerhalb von sechs Jahren wurde die 
Belegschaft der Hoechst AG durch Aus­
gliederungen, Betriebsschließungen 
und Frühpensionierungen um 20000 Be­
schäftigte verringert. Die Ausgaben für 
diese Maßnahmen wurden nicht aus den 
Rücklagen, sondern aus dem laufenden 
Geschäft bestritten. Dies hat für 
Hoechst gleich zwei Vorteile: Erstens, 
es spart Steuern auf den Gewinn. Zwei­
tens, der Öffentlichkeit und der Beleg­
schaft kann erklärt werden, die Maß­
nahmen seien notwendig, weil der Ge­
winn total zusammengebrochen sei und 
der „Standort Deutschland“ gefährdet 
sei. Nachdem die Strukturmaßnahmen 
1994 weitgehend abgeschlossen sind, 
geschieht etwas, was die Strategie der 
Hoechst AG deutlich macht: Innerhalb 
von nur zwei Jahren (1994/1995) 
schnellt der Gewinn in bisher nie ge­
kannte Höhen.

Der Traum der Manager ist in Erfül­
lung gegangen. Mit 37,5% weniger Be­
schäftigten haben sie ihren Gewinn um 
500% erhöht. Das ist doch sicher ein 
Grund für sie zum Feiern.
aus: Forum — Für die Beschäftigten der 
Hoechst AG, Nr. 4/95, September 1995)

Die Angaben 
für diese Grafik 
sind den Ge­
schäftsberich­
ten der Hoechst 
AG entnom­
men. Um die 
Veränderungen 
im Laufe der 
Jahre beson­
ders deutlich zu 
zeigen, wurde 
1971 alsAus- 
gangsjahr ge­
wählt (1971= 
100). Für die 
Entwicklung 
der Beschäftig­
tenzahlen wur­
den die absolu­
ten Zahlen zu 
Grunde gelegt. 
Für den Umsatz 
und den Gewinn 
wurden die ab­
soluten Zahlen 
in pro Kopf - 
Werte umge­
rechnet. Dafür 
das Jahr 1995 
erst die Zahlen 
des ersten Halb­
jahres vorlie­
gen, wurden 
diese verdop­
pelt.

Ein Warnstreik bei den Berliner Verkehrsbetrieben zwang den BVG-Vorstand, auf die 
Forderungen der ÖTV (Ersatzarbeitsplätze, Lohnausgleich u. ä.) einzugehen.

Berliner Verkehrsgesellschaft (BVG)

Warnstreik gegen Entlassungen erfolgreich
Erneut sollen die Berliner Verkehrsbe­
triebe (BVG) 4700 Stellen abbauen, das 
entspricht fast 25%. Vor wenigen Jah­
ren waren es noch ca. 25000 Beschäftig­
te, heute sind es 20000, 1988 dann nur 
noch 15300. Die Arbeitsintensität ist 
enorm gestiegen. Jede Erkältungswelle 
führt zum Ausfall von Bahn und Bus­
sen. Reserven sind auf gebraucht. Auf 
der Personalversammlung am 11.9. ver­
sprachen die Spitzen von CDU und 
SPD, Diepgen und Stahmer, daß es kei­
ne betriebsbedingten Kündigungen ge­
ben werde — Wahlkampfpropaganda. 
Die ÖTV forderte einen Tarifvertrag. 
Das Ergebnis der ersten Verhandlungs­
runde schildert die nachfolgende Stel- 
lungsnahme der Tarifkommission Ab­
teilung Nahverkehr: .

„Nachdem die Tarif Verhandlungen 
am 28. September 1995 über den Tarif­
vertrag zur Begleitung von Konsolidie­
rungsmaßnahmen und sozialer Absi­
cherung der Arbeitnehmer/innen der 
Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) nach 
dreistündigen Verhandlungen ergeb­
nislos auf unbestimmte Zeit vertagt 
worden sind, haben die Vertrauensleute 
der ÖTV ihre Kollegen / innen über die 
Verhandlungen informiert. Die Arbeit­
geber haben sich in der Verhandlungs­
runde den von der Gewerkschaft OTV 
ihnen am 1. September 1995 vorgelegten 
ThrifVertragsentwurf erklären lassen 
und sahen sich nicht imstande, über des­
sen Inhalte zu verhandeln.

Nach dem Hinweis durch den Ver­
handlungsführer der Gewerkschaft 
ÖTV, Uwe Scharf, daß den Arbeitge­
bern der Entwurf über drei Wochen 
schon zur Beratung zur Verfügung

Politische Anträge an den IG-Metall-Gewerkschaftstaq

Keine Kriegseinsätze der Bundeswehr!
In zwei von der Antragsberatungskom­
mission erfreulicherweise zur „Annah­
me“ empfohlenen Anträgen 184 und 185 
der Verwaltungsstellen Weilheim und 
Erfurt zum IG Metall-Gewerkschafts­
tag in Berlin heißt es u.a.:

„Die UNO-Militärmission im ehema­
ligen Jugoslawien ermöglicht dort kei­
ne friedliche Entwicklung.“ Gefordert 
werden u.a.: „Abbau der Rüstungsaus­
gaben“, „Stopp aller Rüstungsexporte 
in Krisenregionen, keine Erweiterung 
des Auftrages der Bundeswehr über die 
Landesverteidigung hinaus.“

Im Antrag 190 aus Siegburg (ebenfalls 
„Beschlußempfehlung: Annahme“) un­
terstützt die IGM auch „die Forderung 
nach Verbot aller faschistischen Orga­

stand, wiesen die Arbeitgeber nur dar­
auf hin, daß sie noch mehr Zeit benöti­
gen und kein Mandat zur Verhandlung 
hätten.

Diese Verzögerungstaktik hat die 
ÖTWerhandlungskommission zu­
rückgewiesen und sofortige Verhand­
lungen gefordert. Die Arbeitgeber sa­
hen sich nicht in der Lage, selbst über 
einzelne Punkte des Thrifvertragsent- 
wurfs zu verhandeln. Sie konnten kei­
nen verbindlich neuen Verhandlungs­
termin nennen. Dies wurde von der Ver­
handlungskommission der ÖTV als Ab­
bruch der Verhandlungen durch den 
Arbeitgeber gewertet.

Nach diesen Informationen legten die 
Kollegen / innen der BVG am 29. Sep­
tember 1995 mit Beginn der Frühschicht 
aus Verärgerung spontan die Arbeit nie­
der (siehe Bild, d. Red.). Durch diese so­
lidarischen Aktionen konnte ein neuer 
Verhandlungstermin noch am selben 
Thg erzwungen werden. — Thrifkom- 
mission Abteilung Nahverkehr“.

Am 4.10. schien ein Durchbruch er­
reicht. Der Ausschluß von betriebsbe­
dingten Kündigungen wurde nach 
schwierigen Verhandlungen verein­
bart. Die Fortsetzung der Gespräche am
11.10. dagegen brachten kein Ergebnis. 
Urabstimmung und Streik lagen in der 
Luft — kurz vor den Wahlen.

Davor scheint auch der BVG-Vor­
stand zurückgeschreckt zu haben. In der 
Nacht vom 16. auf den 17.10. wurden 
auch die strittigen Punkte abgeschlos­
sen: Bereitstellung von Ersatzarbeits­
plätzen inkl. Ausgleichszahlungen bei 
niedriger Entlohnung, Qualifizierungs­
maßnahmen.— (har) 

nisationen und jeglicher faschistischen 
Propaganda“. Antrag 193 aus Frank­
furt am Main verteidigt „das Recht der 
in der Bundesrepublik Deutschland le­
benden Kurdinnen und Kurden, sich in 
Vereinen zusammenzuschließen“: 
„Deshalb setzt sich die IG Metall für die 
Aufhebung der Verbote solcher Vereine 
ein.“ (Beschlußempfehlung: „Annahme 
als Material zur Entschließung 1“)

Ebenfalls nur als „Material zur Ent­
schließung 8“ soll ein Antrag 743 aus 
Bremen angenommen werden: „Mit 
dem Ziel gleichberechtigter, bilateraler 
Beziehungen nimmt die IG Metall auf 
unterschiedlichen Ebenen den kon­
struktiven Dialog mit der kubanischen 
Metallgewerkschaft auf.“ — (aro)
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Wenig Hoffnungen auf IGM-Gewerkschaftstag
_ Vom 29. Oktober bis 4. November diskutiert die IG Metall in Berlin über Zukunft der Tarifpolitik 

und über gewerkschaftliche Positionen zur Regierungspolitik

Angesichts der inzwischen grund­
sätzlichen Angriffe seitens Kapi­
talisten und Regierung auf den 
Flächentarifvertrag und das Thrifver- 

tragssystem insgesamt stehen die Ge­
werkschaften, insbesondere der bevor­
stehende IG-Metall-Gewerkschaftstag 
vom 29.10-4.11.1995 in Berlin vor einer 
Zäsur. Wie die IGM-Führung darauf zu 
antworten gedenkt, läßt wenig Gutes 
hoffen. Nachdem die „Entschließung 
Tarifpolitik“, auch nach außen sicht­
bar, 40 Jahre der entscheidende Pfeiler 
gewerkschaftlicher Politik war, kann 
es wohl kaum Zufall sein, wenn genau 
diese Überschrift beim entsprechenden 
Entschließungsentwurf erstmals nicht 
mehr auftaucht und stattdessen nur 
„Solidarität gegen Konkurrenz*1 steht. 
Die Delegierten sind mit Sicherheit gut 

r. beraten, dies zu korrigieren, um weder
Hoffnungen beim Gegner noch Irrita­
tionen nach innen in der eigenen Orga­
nisation Raum zu geben, Thrifpolitik 
spiele in Zukunft nur eine untergeord­
nete Rolle.

Positiv zu vermerken ist hingegen, 
daß Anträge, die die alte Forderung 
nach Festgelderhöhungen zugunsten 
der unteren Lohn- und Gehaltsgruppen 
aufrechterhalten möchten, also auf die 
besondere Anhebung der Schlechterver­
dienenden abzielen, von der Antragsbe­
ratungskommission immerhin die Be­
schlußempfehlung „Annahme als Mate­
rial zur E 3 “ erhalten. Ebenso sollen laut 
Entschließungsentwurf bei Thrifforde- 
rungen wenigstens „die zu erwartende 
Preissteigerung, der gesamtwirtschaft­
liche Produktivitätszuwachs und eine 
Umverteilungskomponente ... die 
Grundlagen“ bleiben.

„Ertragsabhängige 
Tarifbestandteile“
In höchstem Maße bedenklich ist aber 
eine andere Entwicklung. Kaum ein 
Tag vergeht derzeit, an dem die Kapita­
listen und ihr Anhang nicht bei den Ein­
kommen gezielt ihre Forderung nach 
„ertragsabhängiger, gewinnorientier­
ter Lohnpolitik“ ins Spiel bringen. Die 
Debatte um derartige sog. „erfolgsab­
hängige Komponenten“ wird inzwi­
schen sogar schon auf die Titelseiten 
lanciert und verschwindet nicht mehr 
aus der Presse. Murmann (BDA) fordert 
z.B. — auch im Zusammenhang mit dem 
Geschrei über „zu hohe Lohnnebenko­
sten“ — in der Bild-Zeitung vom 
27.9.95: „Geht es einem Betrieb 
schlecht, müssen die Arbeitnehmer ein 
oder zwei Jahre auf Weihnachts- oder 
Urlaubsgeld verzichten.“ Überhaupt 
sollen nur „Grundlöhne“ bezahlt wer­
den und darauf „von der wirtschaftli­
chen Lage abhängige Erfolgsprämien“. 
Fritz Himmelreich, ebenfalls BDA, 
wiederholt zwei läge später nochmals 
lauthals in der tageszeitung diesen Ruf 
nach „ertragsabhängigem Ürlaubs- und 
Weihnachtsgeld“.

Bereits 1989 hat der IGM-Gewerk­
schaftstag auf Initiative von Heidelber- 

. ger Delegierten per Ergänzungsantrag 
folgenden Satz beschlossen und nach- 
träglich in die damalige E 12 aufgenom­
men: „Gegen zunehmende Bestrebun­
gen der Arbeitgeber bekräftigt die IG 
Metall die Ablehnung ertragsabhängi­
ger Einkommenspolitik.“ 1992 war die­
se strikte Absage, sogar ausführlicher, 
von vornherein im E 3-Entwurf enthal­
ten und wurde auch so verabschiedet. 
Leider ist aber genau dieser Absatz 1995 

im Entwurf zur E 3 
verschwunden. Und 
ein neuerlicher, ähn­
lich lautender Antrag 
365 der Verwaltungs­
stelle Heidelberg soll 
mit der Beschluß- 
Empfehlung „Erle­
digt durch E 3“ total­
beerdigt werden.

Beziehen soll sich 
letzterer Vermerk 
wohl auf einen einzi­
gen Satz im E 3-Ent- 
wurf, bei dem es kon­
kret um Entgelt und 
Leistung geht: „Re­
gelmäßige tarifliche 
Entgeltbestandteile, 
die ertrag s abhängig 
sind, werden ... ab- 
gelehnt.“ Aber auch 
die E 3 von 1992 ent­
hielt neben dem ei­
gentlichen o.g. inhalt­
lichen Absatz gegen 
gewinnorientierte 
Lohnpolitik eine 
zweite treffendere 
Aussage zu diesem 
Punkt: „Der Beitrag 
zum Betriebsergebnis 
oder .Unternehmens­
gewinn ist für die IG Metall keine 
Grundlage zur Festlegung von tarifli­
chen Entgelt- bzw. Lohn- und Gehalts­
anteilen.“

Vor allem erhebt sich bei der Kurzfor­
mulierung im Entwurf 1995 in diesem 
Zusammenhang sofort die Frage, was 
„regelmäßige tarifliche Entgeltbe­
standteile“ heißt. Naheliegend ist z.B., 
daß die tariflichen sog. „betrieblichen 
Sonderzahlungen“ (Weihnachtsgeld) 
oder das zusätzliche Urlaubsgeld von 50 
Prozent durchaus nicht dazugehören 
könnten, weil sie keine regelmäßigen 
monatlichen Zahlungen darstellen. Er­
ste Einbrüche in diese Richtung gewinn- 
und ertragsabhängiger bzw. auch Inve- 
stivlohn-Modelle gibt es auch bereits. 
Insbesondere große Konzerne sind hier 
ebenfalls Vorreiter.

Bei Klöckner-Humboldt-Deutz
(KHD) will der Vorstand laut Frankfur­
ter Allgemeine vom 19.9.1995 dieses 
Jahr das Weihnachtsgeld nur zu 30 Pro­
zent in bar auszahlen. 70 Prozent soll es 
erstmals in Aktien geben. VW hat gera­
de per Thrifvertrag die Vermögens­
wirksamen Leistungen gewinnbrin­
gend dem Betriebsrentenfonds einver­
leibt. Und Mercedes-Benz konnte die­
sen Sommer folgende Betriebsverein­
barung durchsetzen: „Außertarifliche 
Sonderzahlungen hängen künftig vom 
Geschäftserfolg ab. Statt der bisherigen 
Festbeträge werden die Mitarbeiter ab 
1996 mit 4 Prozent am Ergebnis der be­
trieblichen Tätigkeit beteiligt (wobei 
individuell mindestens 3270 DM brutto 
zu zahlen sind, Anm. des Verf.). Damit 
soll ein Schritt zur Leistungs- und Er­
folgsorientierung unternommen wer­
den. Für Leitende Angestellte beträgt 
die Abhängigkeit vom Betriebserfolg 
35 Prozent“ (nach Rhein-Neckar-Zei- 
tung vom 12.9.95 und Handelsblatt vom 
28.9.95).

Das Kalkül der Kapitalisten ist ein­
fach: Selbst wenn es dabei z.Zt. vorwie­
gend noch um sog. „übertarifliche“ Ein­
kommensbestandteile gehen mag — der 
anschließende Schritt zum tariflichen 
Weihnachts- oder Urlaubsgeld läge auf 
der Hand, gerade auch im Zusammen­
hang mit der berüchtigten „Lohnneben-

Demonstration von Stahlarbeitern in Duisburg gegen Lohnsenkung, 24.1.1992. Foto: M. Scholz

kosten“debatte. Insgesamt wäre der 
Weg zur Ertragsabhängigkeit generell 
der Tariflöhne und -gehälter weit aufge­
stoßen und nach Arbeitszeit-Flexi der 
Durchbruch zu weiterer Differenzie­
rung und grundsätzlicher Flexibilisie­
rung auch der Einkommen vollzogen. 
Tariflöhne und -gehälter würden sich 
nicht mal mehr ansatzweise an dem 
orientieren, was die Lohnabhängigen 
zum Leben für ihre Existenz benötigen, 
sondern daran, ob und wieviel Profit 
gemacht wird.

Kapitalistenvertreter registrieren 
sehr wohl Formulierungsunterschiede, 
auch feine, in programmatischen ge­
werkschaftlichen Entschließungen und 
Erklärungen. Insofern kommen die be­
schriebenen Vorstöße unmittelbar vor 
dem IGM-Gewerkschaftstag nicht von 
ungefähr. Als geradezu gefährlich muß 
angesichts dieser Lage die offizielle 
Stellungnahme des DGB zum jüngsten 
Vorstoß Murmanns (siehe oben) be­
zeichnet werden: „Der DGB erklärte, 
Murmann habe offenbar wenig Ahnung 
von moderner Untemehmensführung, 
wenn er glaube, die Motivation von Be­
schäftigten zu steigern, indem er sie in 
wirtschaftliche Unsicherheiten stürze. 
Eine .Goodwill-Zuteilung von Urlaubs­
und Weihnachtsgeld* komme nicht in 
Frage ... Sollten die Arbeitgeber aber 
darüber hinaus ertragsabhängige Kom­
ponenten einführen wollen, so stehen 
wir dem offen gegenüber ... Unabding­
bare Voraussetzung wäre aber, daß die 
Unternehmen ihre Bilanzen offenle­
gen.“ (Handelsblatt vom 28.9.95) Eine 
Einladung, zu der sich Gesamtmetall & 
Co. sicher nicht zweimal bitten lassen 
würden. Mit „Verteidigung des Ur­
laubsgelds“ hat dies kaum mehr etwas 

* zu tun.
Es bleibt angesichts gerade dieser 

jüngsten und sich anscheinend über­
stürzenden Entwicklung zu hoffen, daß 
sich auf dem Gewerkschaftstag erneut 
Delegierte finden, die z.B. im Wege 
eines Ergänzungsantrags zur E 3 auf 
einer erneuten Verabschiedung und 
Bekräftigung eines eindeutigen und 
unmißverständlich ablehnenden Pas­
sus zur Verhinderung ertragsabhängi­

ger tariflicher Einkommenspolitik be­
stehen, wie in der E 3 von 1992 noch for­
muliert. So hat z. B. in diesem Jahr auch 
die Verwaltungsstelle Frankfurt/M. 
einen Antrag 366 eingereicht (Beschluß­
empfehlung : „Annahme als Material an 
den Vorstand“), in dem es ebenfalls 
heißt: „Gleichzeitig versuchen die Ar­
beitgeber auf der betrieblichen Ebene 
Fakten zu schaffen durch Einführung 
von neuen.Ent gelt Systemen wie z.B. in 
der IT-Branche mit dem Ziel, größere 
Teile der bestehenden Effektiv einkom­
men in leistungs- und erfolgsabhängige 
Vergütungs bestandteile umzuwandeln 

«

„Gain-Sharing “-Modelle
In ähnliche Richtung gehen auch um 
sich greifende „neue Lohn- und Entgelt­
systeme“. Stichworte: „Leistungsan­
reiz-“, „Unterbietungs-“, „Gain-Sha­
ring-“ („Gewinnbeteiligungs-“), „Bo­
nus-“ u.a. Modelle, die inzwischen im 
Zusammenhang mit „Lean Produc­
tion“, „Gruppenarbeit“, „Kontinuierli­
chem Verbesserungsprozeß (KVP)“ 
oder „Total Quality Management 
(TQM)“ durch die Betriebe geistern. 
Danach sollen die Beschäftigten, um 
gegen „die billigeren Konkurrenten“ zu 
bestehen, ihre Arbeitsabläufe in einem 
ständigen Prozeß optimieren. Die er­
reichte Mehrleistung wird jeweils zum 
neuen Leistungsmaßstab, den es nun zu 
übertreffen gilt, und Leistungsdruck 
und Selbstausbeutung nehmen so un­
aufhörlich zum Wohle steigender Profi 
te zu.

Obwohl mittels solcher Modelle ganze 
Tarifverträge systematisch zertrum 
mert werden, die vor 20 und mehr Jah 
ren zum Schutz der Beschäftigten in 
Akkord- und Prämienlohn durchge 
setzt, zum Teil erstreikt wurden, 
scheint die IG Metall auch in dieser Fra­
ge inzwischen mittendurch zerstritten, 
in die berüchtigten „Erneuerer“ und 
sog. „Traditionalisten“. Einige Bezirks­
leitungen wie etwa in Baden-Württem­
berg oder die „Abteilung Automation 

Fortsetzung auf Seite 14 oben
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Wenig Hoffnung auf IGM-Gewerkschaftstag ... 
und Technik beim Vorstand“ wollen im 
Zuge der allerorts diskutierten „intelli­
genteren Thrifpolitik“ auch hier mit­
schwimmen. Andere wie die Bezirkslei­
tungen in Niedersachsen und Bayern 
lehnen „Gain-Sharing-“, „Bonus-“ u.ä. 
Systeme nach wie vor ab.

Der E 3-Entwurf enthält zu diesem 
Rationalisierungs- und Lohnsenkungs­
instrument nur einen versteckten und 
ziemlich abgehobenen Satz: „Entgelt­
modelle, in denen ein Automatismus zu 
einer Anhebung der Leistungsbasis 
führt, werden abgelehnt“ Ein Antrag 
441 der Verwaltungsstelle Neuwied 
(Rheinhessen), der allerdings per Be­
schlußempfehlung „Annahme als Mate­
rial an den Vorstand“ beerdigt werden 
soll, formuliert dagegen viel deutli­
cher: „Auch weiterhin müssen die Ta­
rifverträge gewährleisten, daß Entloh­
nungssysteme, die auf eine permanente 
Kürzung der Leistung svorg ab en abzie­
len (z.B. Gain-Sharing und ähnliche 
Modelle), tarifwidrig bleiben.“ Auch in 
dieser Richtung wäre zu wünschen, daß 
der Gewerkschaftstag deutliche Gren­
zen zieht und erkämpfte grundlegende 
Standards und Errungenschaften ver­
teidigt.

Arbeitszeitverkürzung und 
voller Lohnausgleich
Auch hier scheinen im Zuge der VW- 
Lohnverzichtsabschlüsse bzw. Beschäf­
tigungssicherungstarifverträge be­
denkliche Entwicklungen weiter fort­
zuschreiten. Offensichtliches Beispiel 
dafür ist, wie z.B. mit zehn Anträgen 
verfahren werden soll, die die 30-Stun- 
den-Woche fordern und zwar mit vollem 
Lohnausgleich. Sie werden allesamt 
mit der Beschlußempfehlung „Erledigt 
durch Antrag 370“ versehen. In diesem 
zur Annahme empfohlenen Antrag aus 
Bamberg, den Walter Riester als Zwei­
ter Vorsitzender der IG Metall nicht zu­
fällig extra in Interviews als „sehr ver­
nünftig“ (Frankfurter Rundschau, 
25.9.95) anpreist, heißt es jedoch nur 
völlig allgemein, ohne konkrete Festle­
gung in irgendeiner Richtung: „Der 
Vorstand wird aufgefordert, unter den 
Mitgliedern eine breite Diskussion über 
unsere zukünftigen Vorstellungen zur 
Arbeitszeit in Gang zu setzen, bevor 
neue Festlegungen getroffen werden“ 
Zum vollen Lohnausgleich äußert sich 
der Antrag mit keinem Wort, sondern 
läßt bewußt alles offen, so wie in die­
sem Punkt auch die E 3 selbst nur „Fra­
gen“ stellt und „Fragezeichen“ setzt.

Der Vorschlag, vorher eine gründli­
che und längere Debatte zu führen, ob in 
den kommenden Jahren generell weite­
re Wochenarbeitszeitverkürzung mit 
vollem Lohnausgleich für alle oder nur 
bei besonderen Belastungen gefordert 
werden soll, oder ob nicht stattdessen 
z.B. Altersteilzeit o.ä. als Alternativen 
in Betracht kommen, hat durchaus was 
für sich. Schaden kann aber eine Vorab­
festlegung durch die Delegierten des 
Gewerkschaftstages dahingehend, daß 
im Fall des Kampfes für weitere Ver­
kürzung der wöchentlichen Arbeitszeit 
dies nur mit vollem Lohnausgleich ge­
schehen kann, sicher nichts. Im Gegen­
teil, dies dürfte bitter nötig sein.

„Zeitsouveränität/Zeitkonto“ 
und Kapovaz
Seit Walter Riesters Zeit(konten)bombe 
in der Münchner Thrifnacht sind inzwi­
schen sechs Monate vergangen. In vie­
len Betrieben hatten und haben Be­
triebsräte seither noch größere Proble­
me, einigermaßen akzeptable Betriebs­
vereinbarungen zur Umsetzung der 35- 
Stundenwoche hinzubekommen. Die 

Flexi-Regelungen bei VW und Opel tun 
ein übriges. In der Zeitkontendebatte 
hat jetzt Klaus Zwickel als Erster Vor­
sitzender der IG Metall den absoluten 
Hammer beigetragen. Die Bild-Zeitung 
vom 25.9.95 fragt ihn dazu im Inter­
view : „Und wer seine Überstunden lan­
ge genug anspart ...“ Zwickel: „... der 
kann dann z.B. drei Monate Urlaub ma­
chen. Oder er sagt: Ich habe jetzt 2000 
Stunden Guthaben. Die letzten drei Jah­
re vor der Rente möchte ich statt 35 nur 
noch 20 Stunden in der Woche arbeiten. 
Die fehlenden 15 Stunden hebe ich von 
meinem Konto ab.“ Keineswegs ist das 
nur so dahingesagt, sondern rein rech­
nerisch stimmt es und ist deshalb wohl 
auch so gemeint. Nur müssen die Betref­
fenden vorher auch z. B. drei Jahre lang 
eine monatliche Überstundenklopperei 
von bis zu 65 Stunden hinter sich ge­
bracht haben. Und bei einem Alter von

Köln, 24.2.1994: Warnstreik der IG Metall. Foto:af/mz

IG METALL GEWERKSCHAFTSTAG: DOKUMENTIERT

Aus Entschließungen und Anträgen
Entwurf der Entschließung 3 
zur Tarif politik
Entgeltmodelle, in denen ein Auto­
matismus zu einer Anhebung der Lei­
stungsbasis führt, werden abgelehnt. 
Regelmäßige tarifliche Entgeltbe­
standteile, die ertragsabhängig sind, 
werden ebenfalls abgelehnt.

365 Antragsteller: VWSt Heidelberg 
Der 18. ordentliche Gewerkschafts­
tag möge beschließen:
Die IG Metall bekräftigt ihre Ableh­
nung einer ertragsabhängigen tarifli­
chen Einkommenspolitik. Tarif li­
ehen Konzepten, Löhne und Gehälter 
an den wirtschaftlichen Erfolg („Be­
triebserfolg“) der einzelnen Unter­
nehmen zu binden. Sogenannten er­
tragsabhängigen Lohnkomponenten 
oder Ertragszulagen ist ebenso eine 
Absage zu erteilen wie Investivlohn- 
modellen. Das Betriebsergebnis oder 
der Untemehmensgewinn sind keine 
Grundlage zur Festlegung von tarifli­
chen Entgelt- bzw. Lohn- und Ge­
haltsanteilen. Tarifliche Einkom­
menspolitik muß weiterhin Mindest­
arbeits- und Lebensbedingungen der 
abhängig Beschäftigten sichern und 
am sozialen Bedarf orientiert sein. 
(Beschlußempfehlung: Erledigt 
durch E 3)

393 Antragsteller: VWSt Heidelberg 
— Zum Schutz und zur Sicherung 
wirklicher Zeitsouveränität und indi­
vidueller Wünsche der Beschäftigten 
sind entsprechende tarifliche Bestim­
mungen wie Reklamations- bzw. Ve­
torechte für die Beschäftigten bzw. 
Betriebsräte zu erarbeiten und durch­

weit über 50 bis zu 60 Jahren würden 
viele ihre angesparte Freizeit im Bett, 
Krankenhaus oder gleich unter der Er­
de abfeiern müssen.

„Vorrang soll die Zeitsouveränität 
der Arbeitnehmer haben“, wird Walter 
Riester in IGM-„direkt“ vom 29.9.95 zi­
tiert. Wie und ob diese wirklich tariflich 
durchgesetzt und abgesichert werden 
soll und kann, ist zweifelhaft. Auch bei 
Mitbestimmung und Vetorechten der 
Beschäftigten und Betriebsräte bezüg­
lich der Leistungs- und Personalbemes­
sung ist man über Forderungen kaum 
hinausgekommen. Eher ist zu befürch­
ten, daß die Beschäftigten über die Ein­
richtung von Zeitkonten noch mehr den 
berüchtigten „betrieblichen Belangen“, 
sprich der Auftragslage der Kapitali­
sten und ihren Schwankungen unter­
worfen werden. Piechs „atmende Fa­
brik“ und die „intelligente“ Opel-Ver- 

zusetzen.
— Durch kollektive Regelungen ist 
zu gewährleisten, daß die Beschäftig­
ten tatsächlich Einfluß und Entschei­
dungsgewalt über ihre individuelle 
Arbeitszeitgestaltung erhalten und 
nicht die -Betriebe bzw. deren Auf­
tragslage faktisch das Kommando 
über ihre Arbeitszeit besitzen.
— Bestrebungen nach kapazitäts­
orientierten Arbeitszeitregelungen 
weist die IG Metall strikt zurück. 
Dies gilt z.B. für Modelle für Frei­
schichten oder Gleitzeitinanspruch­
nahme statt Kurzarbeit, mit denen 
die Beschäftigten an konjunkturelle, 
betriebliche oder saisonale Auftrags­
schwankungen gebunden werden und 
das Untemehmerrisiko noch mehr 
auf die Beschäftigten abgewälzt wird.
— Ein Ansammeln von Arbeitszeit 
ist auf maximal 10 Stunden pro Wo­
che und 70 Stunden insgesamt zu be­
grenzen. Mehr-Jahres-Arbeitszeit­
konten und Lebensarbeitszeitrege­
lungen sind abzulehnen.
— Freizeitausgleichsbestimmungen 
sind in möglichst engem Raum zu hal­
ten. Einer Ausweitung des derzeiti­
gen Ausgleichszeitraumes von 12 Mo­
naten (z.B. im Rahmen einer Verlän­
gerung des Beschäftigungssiche­
rungstarifvertrages) ist daher eine 
Absage zu erteilen.
— Eine Abgeltung von Urlaub ist 
(mit Ausnahme bei Kündigung, län­
gerer Krankheit oder Tbd) nicht mög­
lich. Urlaub dient der Erholung und 
ist weiterhin grundsätzlich im Kalen­
derjahr in Freizeit zu nehmen.
(Beschlußempfehlung: Annahme als 
Material zurE3) 

einbarung (31 bis 38,75 Stunden ohne 
Zuschläge) lassen grüßen. Der Druck 
auf die Zulieferer und Betriebsräte 
wird noch unerträglicher.

Der Trend zur „kapazitätsorientier­
ten variablen Arbeitszeit (Kapovaz)“, 
„nach Maß“, „Arbeitsanfall“ oder „Sai­
son“ steigt ständig. Wo bei zweimonati­
ger Ankündigungsfrist für Opel kon­
kret bei Arbeitszeitänderungen die „in­
dividuelle Zeitsouveränität der Be­
schäftigten“ bleibt, ist schleierhaft. In 
Bochum ist die Arbeitszeitspanne sogar 
bis 40 Stunden beantragt. Auch Merce­
des-Benz hat inzwischen die „atmende 
Fabrik“ übernommen und im Werk 
Gaggenau per Betriebsvereinbarung 
einen Korridor von 30 bis 43,75 Stunden 
(!) durchsetzen können. Verhandelt 
wird in beiden Konzernen noch zusätz­
lich über Ausgleichszeiträume von zwei 
bis drei Jahren.

Klaus Zwickel scheint jedenfalls zu 
„auftragsorientierten“ Arbeitszeitmo­
dellen seinen Segen geben zu wollen: 
„Ein Betrieb bekommt einen Großauf­
trag, dann müssen alle Mann an Deck 
sein. Gibt es eine Auftragsflaute, kann 
vielleicht die halbe Belegschaft vor­
übergehend frei machen“ (Bild-Zei- - 
tung, 25.9.95) Schuften allein nach dem 
Kommando der Kapitalisten — Kapo­
vaz in Reinkultur.

Wer sich das IGM-„Standpunkt“-Heft 
vom September („Bewegte Zeiten“) an­
schaut, muß noch Schlimmeres befürch­
ten. Dort werden gleich elf weitere Fle­
xi-Beispiele geschildert und propa­
giert: Bei VAW Aluminium in Hanno­
ver können gesetzund tarifwidrig zehn 
Urlaubstage geschleppt werden. Bei 
Siemens-Nixdorf in Paderborn heißt es: 
„Richtschnur dafür, wann und wie lan­
ge gearbeitet wird, ist die termingerech­
te Lieferung der anstehenden Aufträ­
ge.“ Und bei Buderus in Lollar trägt die 
Vereinbarung gleich den Titel: „Absatz­
abhängige saisonabhängige Verteilung 
der betrieblichen Arbeitszeit.“

Daß Überbelastung, Mehr-Jahres-Ar­
beitszeitkonten, Verkaufen und An­
rechnen von Urlaub bis hin zu flächen- - 
deckenden Kapovaz-Regelungen ver­
hindert und kollektive Schutzböstim- 
mungen verteidigt werden müssen, dar­
über ist eine grundsätzliche Verständi­
gung in der IG Metall wirklich dringend 
nötig, gerade auf dem Gewerkschafts­
tag. Sprüche wie „Die Zeit der »Zinnsol­
daten*, der .starren Arbeitszeiten* ist 
vorbei“ sind aus dem Mund von Vor­
standsmitgliedern angesichts der dra­
stischen Folgen der Auflösung einheit­
licher Regelungen völlig unverständ­
lich.

Von der Antragsberatungskommis­
sion wenigstens zur „Annahme als Ma­
terial zur E 3“ empfohlen wird ein An­
trag 393 aus Heidelberg, in dem es u.a. 
heißt: „Bestrebungen nach kapazitäts­
orientierten Arbeitszeitregelungen 
weist die IG Metall strikt zurück. Dies 
gilt z.B. für Modelle für Freischichten 
oder Gleitzeitinanspruchnahme statt 
Kurzarbeit, mit denen die Beschäftig­
ten an konjunkturelle, betriebliche 
oder saisonale Auftrags Schwankung en 
gebunden werden und das Unterneh­
merrisiko noch mehr auf die Beschäftig­
ten ab gewälzt wird.“

Der E 3-Entwurf selbst stellt zu Kapo- 
vaz-Tbndenzen nur lapidar fest: „Der 
Druck auf die Arbeitnehmer und ihre 
Gewerkschaften, sich ... saisonalen 
Schwankungen anzupassen, nimmt zu“ 
Gefordert wird gerade mal, „einseiti­
gen Flexibilisierungswünschen der Ar­
beitgeber Einhalt zu gebieten“ und die 
„Arbeitszeiten nicht zum Spielball ein­
zelbetrieblichen Kalküls geraten zu las- 
sen“ Daß das in der tarifpolitischen 
Entschließung zu wenig ist, auch dar­
über sollten sich die Delegierten in Ber­
lin hoffentlich einigen können und ent­
sprechende klarere Beschlüsse fassen 
und Schranken ziehen. — (aro)
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Keift Verfahren gegen Kurdistan-Solidarität
Staatsschutzkammer in München stellt Verfahren wegen Verkauf des „Kurdistan-Reports“ ein

Im folgenden dokumentieren wir 
Auszüge aus einem schon zu Beginn 
des Verfahrens von Rechtsanwalt 
Hans-Eberhardt Schultz.gestellten An­

trag, der noch einmal die Hintergründe 
des Verfahrens und insbesondere die 
anhaltende öffentliche Hetze gegen 
alle mit dem Befreiungskampf des kur­
dischen Volkes solidarischen Personen 
und Vereinigungen in der BRD be­
schreibt.

Aus: Einstellungsantrag von 
Rechtsanwalt Schultz, Bremen
In dem Strafverfahren gegen Frau'B. 
Wolf u.a. wird beantragt, das Verfahren 
wegen eines unbehebbaren Verfahrens­
mangels nach § 260 Abs. 3 StPO i.V.m. 
Art. 6 EMRK durch Urteil einzustellen.

Begründung:

Die öffentliche Vorverurteilung der 
Angeklagten durch eine beispiellose 
Hetze gegen die angeblich terroristische 
PKK und alle diejenigen, die mit ihr in 
Verbindung gebracht werden — auch 
deutsche „Sympathisanten und Stroh­
männer“ — durch bundesdeutsche Mas­
senmedien, staatliche Stellen und füh­
rende Politiker in den letzten Jahren, 
die Verwirkung des Strafanspruchs 
durch die Mitverantwortung des deut­
schen Staates bei der Eskalation des 
schmutzigen Krieges des türkischen Mi­
litärregimes in Kurdistan und der in der 
Strafverfolgung liegende Verstoß ge­
gen zwingendes Völkerrecht machen 
ein faires, rechtsstaatliches Verfahren 
nicht mehr möglich, so daß das Verfah­
ren wegen eines unbehebbaren Verfah­
rensmangels nach § 260 Abs. 3 StPO
i.V.m. Art. 6 EMRK durch Urteil einzu­
stellenist.

Die’ von der Staatsschutzkammer des 
Landgerichts zugelassene Anklage der 
Staatsanwaltschaft wirft meiner Man­
dantin vor, durch den Vertrieb mehre­
rer Exemplare verschiedener Ausgaben 
der Zeitschrift Kurdistan Report durch 
den Inhalt mehrerer Artikel, die sich 
mit den Verhältnissen im Kurdistan- 
Konflikt beschäftigen und ein Foto auf 
der Rückseite sowie das auf der Vorder­
seite abgebildete „ERNK-Symbol“ eine 
mit Betätigungsverbot des Bundesmi- 
nistem des Inneren belegte Vereinigung 
unterstützt zu haben.

Die Staatsanwaltschaft wirft den 
Angeklagten vor, sie hätten jeweils 
durch ihr Verhalten alte und potentielle 
neue Mitglieder der PKK und der 
ERNK bestärken und zum Weiterma­
chen ermuntern wollen; sie seien sich 
bewußt gewesen, daß sie dadurch den 
Zusammenhalt dieser beiden Vereini­
gungen gefördert und somit den Betäti­
gungsverboten zuwider gehandelt hät­
ten.

Jeder, dem eine Unterstützung der 
PKK und ERNK vorgeworfen wird, 
wird durch die öffentliche Vorverurtei­
lung mit „Terrorismus und anderer 
schwerer Kriminalität“ in Verbindung 
gebracht, obwohl der deutsche Staat 
durch die umfassende politische, wirt­
schaftliche und militärische Unterstüt­
zung des türkischen Militärregimes, die 
Weigerung, auf eine politische Lösung 
hinzuarbeiten, und eine Politik der 
„konsequenten Durchsetzung des PKK- 
Verbots“ die angebliche Straftat selbst 
mit verursacht hat. Darüber hinaus ver­
stößt die Strafverfolgung nicht nur ge­
gen die Grundrechte der Meinungs- und 
Pressefreiheit, sondern auch gegen 
zwingendes Völkerrecht.

I. Sachverhalt.

1. Hier kann und soll nur auszugsweise 
und beispielhaft dargelegt werden, wo­
rauf sich die Feststellung einer massi­
ven öffentlichen Vorverurteilung der 
PKK und ihrer (angeblichen) Unterstüt- 

• zer als „Drahtzieher massiver kriminel­
le Aktivitäten in der BRD“ stützt:
— Am 10.11.1993 fand im Bundestag 
eine aktuelle Stunde „betreffend An­
schläge terroristische Kurdenorganisa­
tionen auf türkische Einrichtungen in 
Deutschland und die deutsch-türki­
schen Beziehungen“ statt. Die dem ste­
nografischen Bericht dieser 188. Sit­
zung des Deutschen Bundestages ent­
nommenen Äußerungen einiger führen­
der Politiker belegen, wie im Schnell­
schuß ohne Beweise die PKK als Täter 
und Drahtzieher einer Serie von An­
schlägen aus dem Jahre 1993 ausge­
macht wird. So stellte Bundesminister 
des Innern Kanther fest:

„Es ist kein Zweifel, daß die Ausein­
andersetzungen, die Kurden geführt 
von der PKK gegen Türken in unserem 
Land betreiben, an Brutalität und Ge­
walttätigkeit zugenommen hat.“

Kanther machte „terroristische Akte 
der PKK hier bei uns und überall in der 
Welt“ aus und fügte hinzu:

„Hier denke ich, meine Damen und 
Herren, wird das Gastrecht miß­
braucht. Wir dürfen nicht zulassen, daß 
auf deutschem Boden vor allem den aus­
ländischen Mitbürgern Leid zugefügt 
wird. Die Mittel und Methoden der 
PKK, wie wir sie kennen — Schutzgeld­
erpressung, Brandanschläge, Geisel­
nahme, Überfall und auch Mord — sind 
kriminell und müssen mit dem Mitteln 
des Rechtsstaats bekämpft werden.“

Bundesaußenminister Dr. Kinkel 
stellte in seiner Rede fest, daß „... der 
durch ausländische Mitbürger verübte 
Terror in unserem Land uns mit Ab­
scheu erfüllt“. Und weiter u.a.: „Wir 
müssen zur Kenntnis nehmen, daß die 
PKK mit ihren Tbrrorangriffen z.Z. das 
Gesetz des Handelns in Südost-Anato­
lien bestimmt und daß sie eine Bedro­
hung für den türkischen Staat darstellt 
... Wir dürfen nicht länger hinnehmen, 
daß militante kurdische Gruppen in 
Deutschland versuchen, ihre Ziele mit 
Gewalt durchzusetzen.“

Die außergerichtlichen Verurteilun­
gen der PKK auf Basis unbewiesener 
Tat Sachenbehauptungen setzt sich auch 
im Jahre 1995 anläßlich vielfältiger An­
schläge auf türkische Geschäfte und 
andere türkische Einrichtungen fort. So 
tönt der innenpolitische Sprecher der 
CSU-Landesgruppe im deutschen Bun­
destag,-Wolfgang Zeiteimann, daß der 
„PKK-Tbrror unerträglich“ sei und for­
dert:

„Die jüngsten Anschläge und Aus­
schreitungen kurdischer PKK-Extremi­
sten und ihrer Sympathisanten in 
Deutschland sind ein gezielter. Miß­
brauch unserer Rechtsordnung. Der zu­
nehmenden Militanz von in Deutsch­
land lebenden PKK-Aktivisten muß 
mit aller Entschiedenheit begegnet wer­
den.“ (Pressemitteilung der CSU-Lan­
desgruppe vom 31.7.1995).

In der Bundestagssitzung vom 16.2. 
1995 zum Antrag von Abgeordneten der 
PDS für einen unbefristeten Abschiebe­
stopp für Kurdinnen und Kurden er­
klärte der Abgeordnete Schmidt / Fürth 
für die CDU/ CSU u.a.:

„Selbst wenn man — was ich auch be­
streite — die PKK nach den theoreti­
schen Rastern als Freiheitsbewegung 
ansehen könnte, genügt für uns die Äu­
ßerung hinsichtlich der Bundesrepu-

Die drei Beschuldigten in dem 
Verfahren waren angeklagt, 
durch Verbreitung von sechs 
Exemplaren der Zeitschrift Kurdi­

stan-Report auf einem öffentlichen 
Büchertisch im Zusammenhang mit 
einer Mahnwache den Straftatbestand 
der „Werbung für eine verbotene Ver- 

’ einigung“ erfüllt zu haben. Hier ihre 
Presseerklärung:

„Nach zwei Verhandlungstagen wur­
de am Dienstag, den 17.10.1995 das 
Verfahren gegen Hans-Joachim Kem­
per (Verteidigerin Angelika Lex, Mün­
chen), Brigitte Wolf (Verteidiger 
Hans-Eberhardt Schultz, Bremen) und 
Martin Fochler (Verteidiger Michael 
Moos, Freiburg) nach § 153 Absatz 1 
und 2 StPO eingestellt. Für ihre Zu­
stimmung zur Einstellung stellte die 
Staatsanwaltschaft folgende Bedin­
gungen:

1. Frau Wolf sollte auf mögliche Ent­
schädigungsansprüche wegen einer im 
Rahmen der Dauermahnwache mit 
Hungerstreik erfolgten vorläufigen 
Festnahme mit anschließender erken­
nungsdienstlicher Behandlung ver­
zichten.

2. Alle Angeklagten sollten auf 
Schritte gegen die formlose Einzie­
hung von je drei Heften des Kurdistan- 
Reports Nummer 68 und 69 verzichten.

Brigitte Wolf erklärt zu ihrem Ver­
zicht auf Entschädigungsforderungen, 
daß es als Erfolg anzusehen sei, daß 
die Festnahme- und ED-Behandlungs- 

blik Deutschland, die von der PKK 
bzw. ihrem politischen Arm als „Staats­
feind Nr. 2“ bezeichnet wird, um sie 
ganz explizit als in der Praxis — wir 
wissen das von ihren Täten — terrori­
stisch zu definieren. Im übrigen schadet 
diese kommunistische PKK — Arbei­
terpartei ist mit Sicherheit nicht das 
richtige Wort: Kommunisten haben 
immer nur vorgegeben, für die Arbeiter 
da zu sein, sie haben sie aber immer 
mißbraucht — den Interessen der kurdi­
schen Bürger in der Türkei ganz ent­
schieden. Sie gefährden in Deutschland 
die innere Sicherheit...“
(...)
2. Vor diesem Hintergrund verwundert 
es nicht, daß zahlreiche Massenmedien, 
allen voran die sich als Spitze der PKK- 
Verfolgung und -Diffamierung verste­
hende, in München erscheinende Postil­
le Focus die PKK so qualifiziert:
— „Terroristische PKK“ (Focus 28/ 
1995)
— „Ferngesteuerter Terror der PKK“ 
(Focus 31/1995)
— „Kommunistische Terrororganisa­
tion“ (Focus 13 /1995)
— „Politkriminelle“ (Der Spiegel 13/ 
1994)
— „Tbrroristisch versierte Kader der 
kommunistischen PKK“ (Der Spiegel 
13/1994)
— „Terroristische Arbeiterpartei Kur­
distans“ (Faz, 16.9.1995)

Auch diese Beispiele ließen sich belie­
big fortsetzen, was den Rahmen dieses 
Antrages sprengen würde. (...) Von be­
sonderer Bedeutung ist in unserem Zu­
sammenhang die Vorverurteilung 
durch das Münchner Magazin Focus in 
seiner Hetze gegen „die deutschen Hel­
fer der radikalen Kurden“ — so der Ti­
tel eines Artikels in der Focus-Nr. 49/ 
1994 mit der Unterüberschrift: „Ein 
Netzwerk aus Antifa-Gruppen, PDS 
und Grünen durchkreuzt das Verbot der 
PKK“. In dem Artikel werden deutsche 

praxis, die sich die Münchner Polizei 
angewöhnt hat, von der Staatsschutz­
kammer des Landgerichtes als frag­
würdig bzw. entschädigungsreif ge­
wertet wurde.

Die Einziehung der beiden Ausga­
ben des KR nahmen die Angeklagten 
hin, weil sich im Verfahren zeigte, daß 
es außerordentlich schwer ist, als blo­
ßer Verbreiter einer Publikation die 
von drei Berufsrichtem bereits vorge­
nommene inhaltliche Wertung der Ab­
sichten der Herausgeber zu widerle­
gen.

Nach der Einstellung unter den ge­
nannten Bedingungen steht fest, daß 
niemand behaupten darf, daas Tun der 
Angeklagten habe gegen das Vereins­
gesetz, d.h. das Betätigungsverbot von 
PKK bzw. ERNK verstoßen.

Eine Schlußfolgerung aus dem Ver­
lauf des Verfahrens ist, daß die Über­
mittlung von Tatsachen und Meinun­
gen aus authentischen kurdischen 
Quellen an die deutsche Bevölkerung 
durch die Handhabung des Verbots 
ganz erheblich gefährdet ist.

Um die bedenkenlose Türkeipolitik 
der Bundesregierung abzusichem, 
wollen reaktionäre Innenpolitiker 
wie Kanther und Beckstein einen Au­
tomatismus festklopfen: Erwähnung 
politischer Ziele der PKK = Verbot 
der Publikation. Das würde die kur­
disch Realität aus der Meinungsbil­
dung in der BRD ausblenden.“ 
Presseerklärung des Münchner Kur­
distan-Solidaritätskomitees, 17.10.

Politiker und Rechtsanwälte, die mit 
vollem Namen genannt und fotogra­
fisch abgebildet werden, als „Stroh­
männer“ und „Strohfrauen“ der angeb­
lich „wegen terroristischer Umtriebe 
verbotenen“ PKK diskriminiert. Wie 
üblich wurden diese Artikel in den re­
gierungsnahen türkischen Zeitungen 
Hürriyet, Milliyet und Türkiye in gro­
ßer Aufmachung wiedergegeben. (...) 
Nur am Rande sei hier vermerkt, daß 
damit die genannten deutschen „Unter­
stützer“ und „Strohmänner“ zum Ab­
schuß durch fanatische türkische Natio­
nalisten wie die faschistischen „Grauen 
Wölfe“, Kontra-Guerilla-Kräfte usw. 
freigegeben werden ...
3. Studiert man die Presseartikel zur 
PKK, findet man immer wieder die dif­
famierende Behauptung, die PKK fi­
nanziere sich zu nicht unerheblichen 
Teilen durch Drogenhandel, basierend 
auf Politikeräußerungen und Erklärun­
gen von Vertretern einiger örtlicher 
Ermittlungsbehörden. Dies, obwohl 
noch nie gerichtsverwertbare Tatsa­
chen nachgewiesen wurden und von 
kompetenter polizeilicher Seite immer 
wieder betont wird, für diese Behaup­
tung — die PKK sei in den Drogenhan­
del involviert — gebe es nach wie vor 
keinerlei Belege ...
4. Eine besondere Rolle im Rahmen der 
öffentlichen Vorverurteilung spielen 
weiter die jüngsten Anschläge auf tür­
kische Lokale und andere Einrichtun­
gen. Hierzu hat die Polizei nach Presse­
berichten in diesem Jahr von Mitte Fe­
bruar bis Ende April 148 Anschläge auf 
türkische Einrichtungen in der BRD re­
gistriert, für die Bundesinnenminister 
Kanther in mittlerweile bekannter Ma­
nier bisher vor allem die PKK verant­
wortlich gemacht hat. Beweise hierfür 
gibt es jedoch nicht, geschweige denn 
Verurteilungen. Eine genauere Unter-

Fortsetzung nächste Seite obe*
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Fortsetzung von Seite 14:

suchung selbst der Polizeiangaben 
spricht jedoch schon eine andere Spra­
che: Zum Beispiel für Nordrhein-West­
falen wird mitgeteilt, daß dort allein 41 
der 148 Anschläge registriert wurden, 
aber lediglich neun Ihtverdächtige er­
mittelt worden sind und lediglich vier 
Anschlägen Täter eindeutig zugeordnet 
werden konnten. (Süddeutsche Zeitung, 
22./23.4.1995), und auf eine kleine An­
frage der PDS hat die Bundesregierung 
im August 1995 mitgeteilt, dem BKA 
seien für 1994 und Januar 1995 78 Brand­
anschläge auf türkische Einrichtungen 
bekannt, von denen die Ermittlungsbe­
hörden 16 — also gerade ein Fünftel — 
der PKK zurechnen. Selbst Staatsmini­
ster Schmidbauer, Geheimdienstkoor­
dinator des Bundeskanzleramts, der 
den PKK-Anteil an den Anschlägen im 
Jahre 1995 auf 80 % schätzt, weist gleich­
zeitig darauf hin, daß die Beweise hier­
für „rar“ seien. (Focus, 13 /1995) (...) 
6. Die strafrechtliche Verfolgung ver­
stößt gegen zwingendes Völkerrecht, 
weil der nationale Befreiungskampf 
Kurdistans unter Führung der PKK den 
UNO-Resolutionen und Genfer Proto­
kollen zum legitimen Kampf gegen ko­
loniale und rassistische Unterdrückung 
entspricht.

In den Verfahren wegen des Verbots 
kurdischer Vereinigungen durch Bun­
desinnenminister Kanther im Novem­
ber 1993 haben die Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälte, die die zentralen 
Vereine vertreten (Kurdistan-Komitee 
e.V., FEYKA-Kurdistan, Berxwedan- 
Verlag und kurdische Nachrichtenagen­
tur Kurd-HA) das umfassende Gutach­
ten des renommierten Völkerrechtlers 
Prof. Dr. jur. Norman Paech aus Ham­
burg vor gelegt.

In seinem 39-seitigen Gutachten 
kommt der Sachverständige zum Er­
gebnis,

„daß der türkisch-kurdische Krieg in 
Süd-Ost-Anatolien ein internationaler 
Konflikt im Sinne Art. 1, Abs. 1, Proto­
koll I ist. In ihm kämpft die PKK als le­
gitime Vertreterin des kurdischen Vol­
kes um die Gewährung des Selbstbe­
stimmungsrechts und die Einhaltung 
der Menschenrechte. Abgesehen von 
völkerrechtswidrigen Angriffen auf 
Zivilpersonen und zivile Objekte ist ihr 
Kampf gegen das türkische Militär ge­
rechtfertigt. Sie ist dementsprechend 
weder eine terroristische Vereinigung 
noch verstößt ihr Kampf gegen den Ge­
danken der Völkerverständigung. Eine 
.Störung des friedlichen Zusammenle­
bens zwischen Kurden und Türken* 
liegt vielmehr in der Weigerung der tür­

kischen Regierung, das Selbstbestim­
mungsrecht der Kurden anzuerken­
nen.“ (...)

... die Bundesregierung scheut sich 
nicht, den NATO-Partner Türkei wei­
terhin politisch, wirtschaftlich und mi­
litärisch massiv zu unterstützen, trotz 
aller Kritik die Waffenlieferungen von 
bisher mehr als 10 Milliarden DM unbe­
irrt fortzusetzen, obwohl sie gegen die 
kurdische Zivilbevölkerung eingesetzt 
werden und — wie dargelegt — jeden 
Einsatz für eine politische Lösung zu­
rückzuweisen. Dadurch ist sie zumin­
dest mitverantwortlich dafür, daß das 
türkische Militär nach wie vor das soge­
nannte „Kurdenproblem“ ausschließ­
lich mit militärischen Mitteln lösen 
will, also auch mitverantwortlich für 
die Eskalation des schmutzigen Krieges 
in Kurdistan und damit indirekt auch 
mitverantwortlich für die angeblichen 
Straftaten, die meiner Mandantin 
durch Verbreitung des Kurdistan-Re­
ports vorgeworfen werden, in denen auf 
die Völkermordpolitik des türkischen 
Militärregimes hingewiesen werden.

(...) Der Verstoß gegen zwingendes 
Völkerrecht ergibt sich aus den obigen 
Ausführungen zum völkerrechtlich le­
gitimen Charakter der PKK als natio­
nale Befreiungsbewegung. Deshalb 
kann ihre Unterstützung nicht strafbar 
sein. Allenfalls könnte dies die konkre­
te Unterstützung der durch das Verbot 
des Bundesinnenministers vom Novem­
ber 1993 „inkriminierten Handlungen“, 
d.h. also die tatkräftige Unterstützung 
der angeblich im Namen der PKK/ 
ERNK begangenen Gewalttaten von 
Kurden in Deutschland ...

Eine Unterstützung von gewalttäti­
gen Aktionen, die der PKK/ERNK in 
der Bundesrepublik zugerechnet wer­
den, wirft aber nicht einmal die Ankla­
ge den Angeschuldigten vor.

Zusammenfassend ist also festzustel­
len, daß das vorliegende Strafverfahren 
wegen eines unbehebbaren Verfahrens­
mangels durch Urteil einzustellen ist.

Anfang November erscheint:
ERGEBNISSE und MATERIALIEN 
der Herbstkonferenz „Bund Westdeut-. 
scher Kommunisten — Bundeskonfe­
renz“ vom 14. /15. Oktober 1995 in Köln.

Umfang ca. 28 Seiten, Preis 3,50 DM. 
Bestellungen ab sofort bei: 
GNN-Verlag, Zülpicher Str. 7, 
50674 Köln.

TERMINE
21.-26.10.: 3. o. Gewerkschaftstag der IG 
Medien in Bielefeld.

22.10. : Wahlen zum Abgeordnetenhaus 
und Bezirksvertretungen in Berlin.

26.-29.10.: Der „Werkkreis Literatur der 
Arbeitswelt“ veranstaltet in der Pasin­
ger Fabrik in München seine „Herbst­
akademie“. Anmeldungen an Markus 
Dosch, Heßstr. 130a, 80797 München.

28.10. : Jahrestreffen der Redaktion der 
„Sozialistischen Zeitung“ (VSP), Köln.

28. / 29.10.: Herbst-Arbeitstreffen der 
KAZ-Fraktion im Arbeiterbund für den 
Wiederaufbau der KPD im Raum Darm­
stadt. Thema ist „Unsere Gewerk­
schaftsarbeit“. Auch interessierte 
Nicht-Mitglieder können teilnehmen, 
Anmeldungen bei der KAZ-Redaktion, 
Schwanthaler Str. 139,80339 München.

29.10. -4.11.: Gewerkschaftstag der IG 
Metall in Berlin.

2. /4.11.: Bundes j ugendkongreß von
Bündnis 90 / Die Grünen in Troisdorf.

3. -5.11.: Die „Föderation der Demokra­
tischen Arbeitervereine aus der Türkei 
in der BRD (DIDF) e.V. führt in Köln im 
Jugendgästehaus, An der Schanz 14, ih­
ren 10. Kongreß durch. Anmeldungen 
an: DIDF, Jägerstr. 77, 47166 Duisburg, 
Tel. 0203/553289, Fax: 0203/553804.

4.11. : „Aufstehen gegen die Soziallei­
stungskürzungen“. Demonstration in 
Bonn, ab 11 Uhr Münsterplatz. Es rufen 
auf die BAGs der Sozialhilfeinitiati­
ven, BAG gegen Erwerbslosigkeit und 
Armut, Koordinationsstelle gewerk­
schaftlicher Arbeitsloseninitiativen, 
Arbeitslosenverband Deutschland u.a.

6.-8.11.: Bundestagung der Bundesar­
beitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe 
e.V. in Erfurt. Anmeldungen an: BAG 
Wohnungslosenhilfe, Postfach 130148, 
33544 Bielefeld, Tbl. 0521 /1443613.

13.11. : Ein überregionales Bündnis 
ruft zu einer Demonstration gegen 
das öffentliche Gelöbnis der berüch­
tigten „Saarlandbrigade“ der Bun­
deswehr auf. Treffpunkt: 16.30 Uhr, 
Marktplatz Wadern. Infos bei „Ak­
tion 3. Welt* Saar“, Weiskirchener Str. 
24,66674 Losheim, Tel. 06872/6982.

14. /17.11.: SPD-Bundesparteitag in
Mannheim.

17.-19.11.: „Geld ist genug da“. 3. sozial­
politischer Kongreß über Reichtum in 
Deutschland in Hamburg, Hochschule 
für Wirtschaft und Politik, Von-Melle- 
Park 9. (siehe Seite 3)

18.11. : Kurdistan-Solidaritätsgruppen, 
kurdische Organisationen und andere 
rufen zu einer bundesweiten Demon­
stration gegen die Verbote kurdischer 
Organisationen in der BRD auf. Ort: 
Köln.

25./26.11.: In Köln tagt der Herausgabe­
kreis der Antifaschistischen Nachrich­
ten im Jugendgästehaus, An der Schanz 
14, ab 13 Uhr. Prof. Martin Bennhold re­
feriert über „Völkische Traditionen 
und Perspektiven in der deutschen Au­
ßenpolitik“, PDS-MdB Ulla Jelpke 
über „Revanchismus, Nationalismus“ 
und Aktivitäten gegen die Vertriebe­
nenverbände. Anmeldungen an: GNN- 
Verlag,'Köln.

24./26.11.: Die „Kampagne gegen Rü­
stungsexport“ berät auf einem öffentli­
chen Seminar/Vemetzungstreffen im 
Kinderschloß Ockstein in 61169 Fried­
berg-Ockstadt über ihre weiteren Akti­
vitäten gegen „Rüstungsexporte in den 
90er Jahren“. Anmeldungen an das Bü­
ro der Kampagne, Bahnhofstr. 18, 65510 
Idstein.

25.11. : 10. Journalistinnen- und Jouma- 
listentag der Fachgruppe Journalismus 
der IG Medien im „Haus der Kulturen 
der Welt“ in Berlin, Thema: „Hände 
weg von den Medien. Informationsfrei­
heit: Ein Grundrecht in Gefahr“.

Anmeldungen bis spätestens 10. No­
vember an: IG Medien, Fachgruppe 
Journalismus, z. Hd. Marion Picard, PF 
102451,70020 Stuttgart.

1./3.12.: Bundesdelegiertenkonferenz 
von Bündnis 90 / Grüne, Bremen.
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27./28.1.: 2. 'Ihgung des 4. Parteitages 
der PDS in Magdeburg.

1.13.3.: Bundesdelegiertenkonferenz
von Bündnis 90 / Die Grünen in Mainz.

10. März: Kommunal wählen in Bayern.

24. März: Landtagswahlen in Schleswig- 
Holstein und Baden-Württemberg.

Mai: Landtagswahl in Rheinland-Pfalz.

Oktober: Kommunalwahlen in Nieder­
sachsen.
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16 Aus Kultur und Wissenschaft

Das Konzept der revolutionären 
Kunst dieses Jahrhunderts war 
das der Avantgarde: mit diesem 
eigentlich militärischen Begriff war die 

Vorreiterrolle gemeint, die Kunst so­
wohl bezüglich der Kritik der gegen­
wärtigen Gesellschaft wie auch hin­
sichtlich des utopischen Entwurfs einer 
kommenden, sozialistischen Gesell­
schaft haben sollte. Revolutionär ver­
stand sie sich dabei in doppelter Bedeu­
tung, einmal bezogen auf eine Umwäl­
zung des traditionellen Kunstbegriffs 
und ästhetischen Materials, dann aber 
auch als explizit politische Kunst, die

• durch den Schock, den sie auslöst, auf 
soziale Mißstände hinweist. Schließlich 
war dem Avantgardegedanken die Idee 
immanent, über kurz oder lang an der 
Aufhebung der Kunst in die Gesell­
schaft zu arbeiten, der Kunst eine Ge­
brauchsfunktion zu geben und den Ge­
genständen des alltäglichen Bedarfs 
durch Kunst eine ästhetische Dimen­
sion zu geben, nicht als schmückender 
Zusatz, sondern als Verschönerung, die 
sich unmittelbar aus der Funktion der 
Dinge ableitet.

Von Torsten Bröhan und Thomas 
* Berg herausgegeben und zusammenge­

stellt, liegt mit dem Buch „Avantgarde 
Design 1880-1930“ nun ein preiswertes 
Kompendium der Designgeschichte 
vor, wenngleich — und das betrifft den 
einzigen, aber schwerwiegenden Man­
gel des Buches —- die hier entfaltete Ge­
schichte des Designs keine kritische ist, 
sondern‘vielmehr in der Manier eines 
Auktionskatalogs (beide Autoren sind 
als Kunsthändler tätig) formuliert wur­
de. Das heißt, und ist auch gar nicht ge­
ring zu schätzen: eine anständige Ar­
beit, was den chronologischen Abriß 
und biographische Darstellung des Ma­
terials angeht. Der Leser erfährt alle 
nötigen Daten, die die Geschichte des 
Designs geprägt haben, von den Anfän­
gen in der Arts & Crafts-Bewegung bis 
hin zum Bauhaus und DeStijl.

Aber unterschlagen wird die Span­
nung, die sich allein zwischen den Be- 
griffen Design und Avantgarde schon 
auftut. Und es ist doch durchaus eine 
diskutierbare Frage, ob denn Design 
überhaupt als Kunst gelten kann, ob 
nicht Kunst, die schon derart mit De­
sign verzahnt ist, überhaupt noch wel­
che sei? Von solcher Sicherheit gehen 
die Autoren aus und setzen mit dem 
machtvollen Wort an: „Design ist sicher 
eines der bedeutendsten und faszinie­
rendsten Kulturphänomene im 20. Jahr­
hundert ... Durch ... spektakuläre 
Ausstellungsereignisse rückte ,Design* 
als eigenständige Kunstform neben Ma­
lerei, Plastik, Architektur und Fotogra­
fie.“ (7)

Ist dieser Kurzschluß, Design gleich 
Kunst, gerechtfertigt? Gert Selle hat in 
„Die Geschichte des Designs in Deutsch­
land“ diese Gleichung infrage gestellt: 
„In Büchern, Ausstellungen und Mu­
seen ist oft nichts über die Produktions- 
Verhältnisse zu erfahren, unter denen 
die Designobjekte entstanden sind, und 
meist ebenso wenig über die Rezep­
tionsverhältnisse und über die Regeln 
des historisch-tatsächlichen Gebrauchs. 
Wo immer so Designgeschichte im 
kunsthistorischen Sinne eingeengt ,an 
sich* dargestellt wird, da werden Fehl­
einschätzungen geradezu provoziert, 
vor allem dadurch, daß die abgebilde­
ten oder ausgestellten Gegenstände un­
bemerkt zu Kunstwerken avancieren.“1 
Selles Kritik ist für das Buch von Brö­
han und Berg mehr als zutreffend.

Freilich ist die Losung, Design sei 
Kunst, auch von Designern selbst be- 

'r hauptet worden, und gewiß sind gerade 
im Bauhaus-Umfeld Fragen des De­
signs aufgeworfen worden, die für eine 
humane Gestaltung von Produkten von 
höchster Bedeutung sind; kurzum: auch 
im Sozialismus haben die Dinge schließ- 

z lieh ein Aussehen, was schön oder häß­

lich sein kann. Doch es 
darf nicht vergessen wer­
den, daß unser Jahrhun­
dert des Designs auch 
das der Barbarei war, 
wobei das Design das sei- 
nige dazu beigetragen 
hat, das realgeschichtli­
che Grauen mit dem 
schönen Schein auch zu 
verschleiern und verges­
sen zu machen. Von be­
sonderem Interesse ist 
deshalb die Dialektik 
zwischen politischer Ge­
schichte und formästhe­
tischer Verschönerung 
der Dingwelt. Erst in die­
ser Dialektik kann das 
Design als „eines der be­
deutendsten Kulturphä­
nomene“ in Betracht ge­
zogen werden. Doch die 
Autoren haben nicht den 
Anspruch, kunstund kul­
turphilosophische Fra­
gen aufzuwerfen; sie 
scheinen selbst schon 
dem schönen Schein des 
Designs zu verfallen: die 

'von ihnen präsentierte 
Geschichte des Designs 
ist die Geschichte der rei­
nen Illusion.

Durchaus reden die 
Autoren von dem sozia­
len Charakter, der im
Design mitschwingt, Stichwort Indu­
striedesign. Der Werkbund-Designer 
Peter Behrens etwa repräsentiert einen 
Stil „gegen eine luxuriös gestaltete 
ästhetische Kultur für eine begüterte 
Elite“ (15). Soziales Engagement ist hier 
verdichtet mit den Erfordernissen der 
Industrie. Die Forderung nach „Form­
kultur auf breiter Basis“(15) vergrößer­
te zunächst nur die Absatzmärkte der 
Industrie von Massenprodukten. Die 
Erfindung des Designs und die Etablie­
rung des Designs als Kunst markiert die 
Bruchstelle in den Künsten, die in der 
Folge zur Spannung zwischen Avant­
garde und Warenästhetik geführt hat. 
Die seinerzeit am Bauhaus erhobene 
und zum Ibil auch umgesetzte Formel 
„Aufhebung der Unterscheidung zwi­
schen , freier* und .angewandter* 
Kunst“ (16) markiert diesen Wende­
punkt, der beides war, zugleich eine hi­
storische Chance der Avantgarde im 
möglichen Zusammenspiel mit sozialen 
Bewegungen, aber auch die Wirklich­
keit sozialer Umbrüche, denen sich 
Künstler allein des nackten Überlebens 
willen zu fügen hatten. Die Ambivalenz 
in der Konstituierung des Designs 
kommt dabei nicht deutlich hervor: zu 
schnell werden Umbrüche in der Kunst 
auch Umbrüchen im sozialen Gefüge 
gleichgesetzt. Sie sind aber lediglich 
parallel und doch getrennt: das Diktum 
„form follows function“ (die Form folgt 
der Funktion) ist revolutionär nur in 
künstlerisch-ästhetischer Hinsicht; die 
Interessen der revolutionären politi­
schen Bewegungen hat es nur gestreift. 
Die Schlichtheit und „ästhetische Ehr­
lichkeit“ (22) eines Ibastständers, eines 
Stuhls zum Ausruhen, einer Obstschale 
darf nicht mit dem Blick der Selbstver­
ständlichkeit wahrgenommen werden: 
kann solches Design denn wirklich für 
die Massen sein? Ist ein Ibastständer 
selbst in seiner konstruktiven Reduk­
tion nicht schon Ornament des falschen 
Bedürfnisses? Hat denn ein Fabrikar­
beiter um die Jahrhundertwende Zeit, 
um sich auf dem Designermöbel auszu­
ruhen, oder Geld für Obst, um es stil- 
lebenhaft in der skulpturierten Schale 
zu arrangieren?

Hier wirft sich zweifellos die Frage 
auf, ob Avantgarde und Design nicht 
einander ausschließen, ob nicht diese 
unglückliche Paarung den Fehlschlag 
der Avantgarde-Bewegung forciert hat.

Zur Kritik des Design
Gerade an dem Programm, die gestalte­
rische Aufmerksamkeit auf die Alltags­
welt zu richten, scheiterte die Avant­
garde: weil ihr Werkzeug und ihr be­
grifflicher Apparat noch immer der Eli­
tekultur entlehnt war, die sie zu durch­
brechen hoffte. Deshalb lastet auf den 
Dingen, die in diesem Buch zu sehen 
sind, ein Doppeltes. Von den revolutio­
nären Formen sind viele nahtlos zum 
gewöhnlichen Aussehen heutiger Ge­
brauchsgegenstände geworden. Dieses 
Buch provoziert nun das Dejä vu, Ge­
genstände als Kunst präsentiert zu be­
kommen, die man sonst aus dem Kauf­
haus kennt, die Kaffekanne, das Ibeser- 
vice. Andererseits aber das Detail, der 
kleinen Unterschied, die Arabeske an 
dem, was heute längst Kitsch ist, Dupli­
kat aus den Fabriken der Billiglohnlän­
der, oder verklärte Antiquität, das sich 
die „begüterte Elite“ als wertvolles 
Sammlerobjekt zurückholt. Design ist 
nicht das Feld, was sich innerhalb der 
Kunst im 20. Jahrhundert entwickelt 
hat, sondern was Kunst angreift, sie in 
ihren Grundfesten von Autonomie und 
Souveränität erschüttert: Design zeigt 
an, daß Kunst zunehmend weniger ein 
Prozeß der ästhetischen Reflexion 
wird, sondern vielmehr einer von Wa­
renlogik.

Anfang der 70er Jahre gab es die Ibn- 
denz, den Begriff des Designs kritisch 
zu revidieren und seine Funktion im 
Kapitalismus soweit aufzuklären, daß 
alle Forderung nach Verschönerung der 
Dinge als Illusion zu entlarven ist. Dazu 
Wolfgang Fritz Haug: „Das einzige De­
sign — also der einzige Plan—, der fürs 
Kapital zählt, ist das Profitstreben ... 
In kapitalistischer Umwelt kommt dem 
Design eine Funktion zu, die sich mit 
der Funktion des Roten Kreuzes im 
Krieg vergleichen läßt ... Es betreibt 
Gesichtspflege und verlängert so, in­
dem es an einigen Stellen verschönernd 
wirkt und die Moral hochhält, den Ka­
pitalismus wie das Rote Kreuz den 
Krieg. Das Design hält so durch eine be­
sondere Gestaltung die allgemeine Ver­
unstaltung aufrecht.“2 Diese Sätze ge­
winnen heute ihre unabdingbare Ak­
tualität, wenn aus dem Design als Pro­
duktgestaltung und -Werbung sich mitt­
lerweile ein Produktionszweig im Ka­
pitalismus entwickelt hat, der von den 
Produzenten oftmals als besonders 
kreative Arbeit wahrgenommen wird, 

die sich den üblichen Lohnarbeitsver 
hältnissen entzieht (tatsächlich wirc 
die ungeklärte tarifliche Situation ir 
diesen Bereichen oftmals auch fälsch 
lieh als Chance wahrgenommen, da: 
schnelle Geld machen zu können). Sc 
muß es geradezu schon als reaktionäi 
erscheinen, wenn vermeintlich kriti 
sehe Intellektuelle diesen Trug aucl 
noch theoretisch untermauern, indem 
„der Aufgabenbereich des Designs .. 
sich nicht im Objekt-Design (erschöpfe! 
soll), sondern ... bereits bei der Ein 
richtung der Lebens Verhältnisse unc 
der Prägung von Verhaltsformen“ be­
ginnen möge, wie Wolfgang Welsch 
prognostiziert.3 Gerade vor dem Hin­
tergrund der Haugschen Design- und 
Warenkritik klingt Welschs Forderung, 
mit dem Design „die Rahmen-Bedin­
gungen unserer Lebensverhältnisse zu 
verändern“ hilflos und nach purer Beja­
hung der zentralen, das heißt sozial­
ökonomischen Verhältnisse.4 Und doch 
kann ja gar nicht geleugnet werden, daß 
bei insgesamt häßlichen Verhältnissen 
das Recht auf Verschönerung des eige­
nen Alltags ganz legitim ist. Mindestens 
die Frage aus den frühen lägen des De­
signs, ob solche Verschönerung nicht 
auch Waffe der Kritik werden kann, 
muß heute ebenso beschäftigen wie die- 
Antwort, daß das Design rückblickend 
diese Kritikfähigkeit nicht nur nicht 
entwickelte, sondern aller Kritikmög­
lichkeit bislang auch diametral entge­
genwirkte.— (rob)

Seitenangaben aus: Torsten Bröhan / 
Thomas Berg, Avantgarde Design 1880- 
1930 (Französisch, Englisch und 
Deutsch), Benedikt Taschen Verlag: 
Köln 1994, 176 S. mit zahlreichen Abbil­
dungen, 29,95 DM.

Quellen:
1 Gert Selle, Die Geschichte des De­

signs in Deutschland von 1870 bis heu­
te. Entwicklung der industriellen 
Produktkultur, Köln 1978, S. 8

2 Wolfgang Fritz Haug, Kritik der Wa­
renästhetik, Frankfurt / Main, 1992,
S. 174f.

3 Wolfgang Welsch, Ästhetisches Den­
ken, Stuttgart 1990, S. 217

4 ebd., S. 218; Welsch begreift hipr den 
Rahmen wörtlich als das, was das 
Zentrum, die sozialen Zentralbedin­
gungen umund einrahmt.




